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VVN-BdA begrüßt das NPD- 
Verbotsverfahren 


Die VVN-BdA begrüßt ausdrücklich die 
Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts, das Verfahren über die Anträge 
des Bundesrates zum Verbot der NPD 
durchzuführen. Dadurch ist deutlich ge- 
worden, dass eine Mehrheit des zuständi- 
gen zweiten Senats keine Verfahrenshin- 
dernisse sieht. Aus der mitgeteilten Ver- 
handlungsgliederung und des Umstan- 
des, dass für den 1.-3. März 2016 nur 
drei Verhandlungstermine angesetzt wur- 
den, kann man auf eine realistische Er- 
folgschance schließen. 

Das Gericht wird sich u.a. mit den Fra- 
gen des „ethnischen Volksbegriffes“ der 
NPD, ihrer Stellung zu Ausländern, Asyl- 
bewerbern und Migranten, ethnischen 
und religiösen Minderheiten sowie ihres 
Antisemitismus beschäftigen. 

Ein weiterer Schwerpunkt wird ihr 
„strategisches Konzept“ inklusive ihrer 
Auseinandersetzung mit politischen Geg- 
nern und ihrer Vernetzung mit „freien 
Kräften“, bilden. 

Der Beschluss kommt zu einer Zeit, in 
der die NPD sich wieder im Aufwind 
sieht. Die NPD ist nach wie vor die wich- 
tigste Organisationsstruktur des deutschen 
Neofaschismus. Zurzeit liefert sie vor al- 
lem die Argumentationen für eine Welle 
des Hasses und der Gewalt gegen Flücht- 
linge insbesondere in ihren ostdeutschen 
Hochburgen. Ihre Aktivisten stecken hin- 
ter zahlreichen rassistischen Initiativen. 

Die VVN-BdA sieht sich in ihren lang- 
jährigen Bemühungen, zuletzt mit der 
Kampagne „nonpd — NPD-Verbot jetzt!“, 
bei der sie u.a. bereits 2007 175000 Un- 
terschriften gesammelt hatte, bestätigt. 

Unabhängig von Verlauf und Ausgang 
des Verfahrens bekräftigt die VVN-BdA 
ihre Auffassung, dass neofaschistischen 
Gruppierungen generell und der NPD im 
besonderen als ihrem aktuellen organisa- 
torischen Kern kein Anspruch auf Legali- 
tät zukommt. 

Cornelia Kerth, Axel Holz 

Vorsitzende 
http://www.vvn-bda.de/vvn-bda-begru- 
esst-das-npd-verbotsverfahren/ 
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Dem Untersuchungs- 
ausschuss auf die Finger 


schauen! 


NSU-Watch ruft dazu auf, den neuen Untersuchungs- 
ausschuss zum NSU im Bundestag kritisch zu begleiten. 


 AUFKLÄREN 
UND 
EINMISCHEN 


% 


Die erste öffentliche Sitzung fand 

am Donnerstag, den 17.12., mit 

einer Anhörung von Expert_in- 
nen statt. 

Die rassistische Mord- und Anschlags- 
serie des „Nationalsozialistischen Unter- 
grundes“ (NSU) markiert eine Zäsur in 
der Geschichte der BRD. Ab dem 17. De- 
zember 2015 wird der zweite Parlamenta- 
rische Untersuchungsausschuss zum 
NSU-Komplex im Deutschen Bundestag 
tagen. Für die Aufklärung des NSU-Kom- 
plexes braucht es eine kritische Öffent- 
lichkeit und gesellschaftlichen Druck. 
Wir wollen den institutionellen Rassis- 
mus im NSU-Komplex und die Gefahr 
des Rechtsterrorismus nicht unbeantwor- 
tet lassen. Wir haben noch viele Fragen! 

Die Sitzungen sind öffentlich, Plätze 
gibt es reichlich! Also: Hingehen und be- 
obachten! 


Infos zum Ausschuss: 


« Wann? Termine unter: www.nsu- 
watch.info/bundestag und www.bundes- 
tag.de 

(i.d.R. Donnerstags in den Sitzungswo- 
chen des Bundestags, 9:30 Uhr) « 

« Wo? Paul-Löbe-Haus (Bundestag), 
Raum 2.600, Konrad-Adenauer-Str. 1, 
10557 Berlin 

° Anmeldung: Sekretariat des UA, min. 
einen Tag vorab: 3.ua@bundestag.de 


nsu-waich % 


Oder Tel: (030) 227 33480, Fax: (030) 
227 36278 

° Journalist innen müssen sich beim 
Pressereferat des Bundestags 
akkreditieren: 
www.bundestag.de/presse/akkreditierung 
+ Zur Sitzung muss ein Pass/Personalaus- 
weis mitgebracht werden! 

« Fragen, Begleitung oder Kontakt zu an- 
deren kritischen Beobachter innen 

vor Ort: 

mail@nsu-watch.info 

Weitere Informationen: 
www.nsu-watch.info 
twitter.com/nsuwatch_bt 


Spendet für die 
Antifaschistischen 
Nachrichten 

Spendenstand, 21.12.2015: 

1620,- Euro 

BLZ: 370 100 50, Postbank Köln 

Kto: 104 19 507 

IBAN: DE 95 3701 0050 0010 4195 07 
BIC PBNKDEFF370 


Wir danken allen Spenderinnen und 
Spendern, wünschen allen schöne 
Tage und guten Rutsch. Die nächste 
Ausgabe der AN erscheint im neuen 
Jahr am 21. Januar 2016 


:meldungen, aktionen 


NPD-Verbotsverfahren: 
Bundesländer begrüßen 
Ankündigung des BVG 


... Das höchste deutsche Gericht wird An- 
fang März 2016 an drei Tagen über das 
vom Bundesrat beantragte NPD-Verbot 
verhandeln, wie das Gericht am Montag 
in Karlsruhe mitteilte. Nach einer ersten 
Vorprüfung hat der Antrag alle für das 
Hauptverfahren erforderlichen Formalien 
erfüllt (AZ: 2 BvB 1/13). Vertreter der 
Länder, die das erneute Verbotsverfahren 
angestoßen haben, zeigten sich erleichtert. 

Die Länder hatten im Dezember 2013 
ihren Antrag auf ein Verbot der NPD 
beim Bundesverfassungsgericht einge- 
reicht. Ein erstes NPD-Verbotsverfahren 
war 2003 am Einsatz von V-Leuten in 
Führungsgremien der Partei gescheitert. 

Konkret will der Bundesrat die Verfas- 
sungswidrigkeit der NPD und ihrer Teilor- 
ganisationen „Junge Nationaldemokra- 
ten“, „Ring Nationaler Frauen“ und der 
„Kommunalpolitischen Vereinigung“ fest- 
stellen lassen. Die Organisationen sollen 
aufgelöst und deren Vermögen zugunsten 
gemeinnütziger Zwecke eingezogen wer- 
den. Das Verbot soll auch die Gründung 
von Ersatzorganisationen umfassen. 

Ländervertreter begrüßten die Eröff- 
nung des NPD-Verbotsverfahrens. „Mit 
der Festsetzung der Verhandlung durch 
das Bundesverfassungsgericht haben die 
Bundesländer eine wichtige Hürde in 
Richtung NPD-Verbot genommen“, er- 
klärten die rheinland-pälzische Minister- 
präsidentin Malu Dreyer und Innenminis- 
ter Roger Lewentz (beide SPD). ...Auch 
Mecklenburg-Vorpommerns Innenminis- 
ter Lorenz Caffier (CDU) zeigte sich er- 
leichtert, „dass das Verfahren nicht schon 
vor dem ersten Verhandlungstag an For- 
malien gescheitert ist“. ... 

Der nordrhein-westfälische Innenmi- 
nister Ralf Jäger (SPD) sieht gute Chan... 
Bayerns Innenminister Joachim Herr- 
mann (CSU) sagte dem Kölner Stadt-An- 
zeiger, offensichtlich hätten die Argu- 
mente der Länder Gewicht, sonst hätte 
das Bundesverfassungsgericht keine 
mündliche Verhandlung anberaumt. 

2003 hatte das Bundesverfassungsge- 
richt den Antrag inhaltlich nicht geprüft, 
sondern das Verfahren schon zuvor we- 
gen eines „nicht behebbaren Verfahrens- 
hindernisses“ eingestellt (AZ: 2 BvB 
1/01). Grund waren V-Leute des Verfas- 
sungsschutzes bis in die Führungsebene 
der rechtsextremen Partei. Für das neuer- 
liche Verfahren waren die Länder aufge- 
fordert, Beweise für den Abzug der V- 
Leute vorzulegen. Da das Bundesverfas- 
sungsgericht nun ein Hauptverfahren er- 
öffnet hat, gehen die Karlsruher Richter 
offenbar davon aus, dass die nötige 
Staatsferne zur NPD vorliegt.... Die Län- 
der sind anders als 2003 alleiniger An- 
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tragsteller vor dem Gericht in Karlsruhe. 
Bundestag und Bundesregierung hatten 
sich diesmal dem Verbotsantrag nicht an- 
geschlossen. 

Der Bundesgeschäftsführer der Linken, 
Matthias Höhn, bezeichnete das Verbots- 
verfahren als „deutliches Stopp-Zeichen 
für die Feinde der Demokratie, warnte 
aber zugleich, mit dem Verbot wäre der 
„braune Dreck in den Köpfen nicht auto- 
matisch mit verboten“. Der Zentralrat der 
Juden erklärte, ein Verbot wäre ein wichti- 
ger Schritt im Kampf gegen Rechtsextre- 
mismus. Präsident Josef Schuster verwies 
ebenfalls auf die Flüchtlingsdebatte: In den 
vergangenen Monaten habe man beobach- 
ten können, „wie die NPD die Stimmung 
gegen Asylbewerber aufheizt“, sagte er. 

(epd/mig) 
Quelle: http://www.migazin.de 
08.12.2015 0 


Erfolgreiche Demo gegen 
rechte Kundgebung 


HEILIGENSTADT. Unter dem Motto „Rai- 
se your voice. Jede Person zählt im 
Kampf gegen Rassismus“ kamen am 
Sonntag den 13.12.2015 circa 180 De- 
monstrant/-innen in Heiligenstadt zusam- 
men, um gemeinsam gegen die vor Ort 
von Neonazis initiierte „Ein Licht für 
Deutschland“-Kundgebung zu protestie- 
ren. Bereits zuvor wich die „Ein Licht für 
Deutschland“- Aktion — angemeldet vom 
NPD-Funktionär Rene Schneemann — 
von ihrem ursprünglichen Kundgebungs- 
ort in der Innenstadt in ein abgelegenes 
Viertel aus. „Die Verdrängung aus der In- 
nenstadt sehen wir bereits als einen ers- 
ten Erfolg unserer breiten Mobilisierung, 
die über eine öffentliche Alarmliste lief“ 
ließ eine der Sprecherinnen der Basisde- 
mokratischen Linken, Hannah Sing, be- 
reits im Vorfeld verlauten. 

Die antifaschistische Demo war weit- 
gehend erfolgreich. Die 180 Aktivisten 
und Aktivistinnen, die sich an der Demo 
beteiligten, setzten zweieinhalb Stunden 
lang ein Zeichen gegen die zunehmende 
rechte Gewalt und für ein Herzliches 
Willkommen von Refugees in Heiligen- 
stadt und anderswo. 

Es ist gelungen, dass die Kundgebung 
„Ein Licht für Deutschland“ nicht am vor- 
gesehenen Platz in der Heidnerstraße 
stattfinden konnte. Die Demonstrant/-in- 
nen blockierten den Zugang zu deren Ver- 
sammlungsort. Allerdings versammelten 
sich circa 70 Personen, die der Initiative 
„Ein Licht für Deutschland“ zuzuordnen 
sind, in unmittelbarer Nähe zur Gegende- 
monstration. Eine Sprecherin der Basisde- 
mokratischen Linken beurteilt die Rolle 
der Polizei folgendermaßen: „Uns wurde 
von Seiten der Polizei gesagt, die Nazis 
hätten die Veranstaltung abgesagt. Kurz 
darauf mussten wir aber erfahren, dass sie 


nur zwei Straßen weiter standen. Die Poli- 
zei verschleierte offenkundig die Tatsa- 
chen. Womit sich wieder zeigt: Auf dem 
rechten Auge sind sie blind auf dem lin- 
ken besonders aufmerksam. Sie haben uns 
die ganze Zeit mit absurden Auflagen 
schikaniert, wie Taschen- und Persona- 
lienkontrollen, die Transpis wären zu hoch 
gehalten worden und der Demonstrations- 
zug wurde willkürlich angehalten.“ 

Zu den „Ein Licht für Deutschland“- 
Kundgebungen, die als Trauerveranstal- 
tungen für ein untergehendes Deutsch- 
land stilisiert werden, kamen in den letz- 
ten Wochen jeden Sonntag sowohl be- 
kannte regionale Neonazis als auch 
rechtsoffene Bürger/-innen zusammen. 
Am 15. und 29.11. gab es im Umfeld der 
Kundgebungen massive Angriffe auf Ge- 
gendemonstrant/-innen. Auch nach der 
Demo am 13.12. wurden vier Antifa- 
schist/-innen auf einem Supermarktpark- 
platz in der Bahnhofsstraße von Neonazis 
attackiert. 

Die Redebeiträge wiesen unter ande- 
rem auf die schon seit langem anhalten- 
den neonazistischen Aktivitäten vor Ort 
hin: „Die Strukturen, die in Heiligenstadt 
die ‚Ein Licht für Deutschland‘-Kundge- 
bungen organisieren, stehen in der Tradi- 
tion des Ideals einer Volksgemeinschaft, 
das bereits vor 70 Jahren mit Leid, Ver- 
nichtung und Krieg verbunden war. Es 
sind Neonazis um Thorsten Heise, die 
wahlweise als NPD-Vertreter/-innen, Mit- 
glieder der ‚Kameradschaft Eichsfeld‘ 
oder als angeblich ‚besorgte Bürger‘ 
schon seit Jahrzehnten versuchen, völki- 
sche Politik zu betreiben.“ 

Es wurde dazu aufgerufen, sich vielfäl- 
tig und planvoll gegen Rassismus und Fa- 
schismus zu organisieren, da die derzeiti- 
ge Lage ein breites und konsequentes zi- 
vilgesellschaftliches Engagement erfor- 
dert. Die Basisdemokratische Linke be- 
trachtet ein solches Engagement als not- 
wendiges Mittel gegen ein Erstarken 
rechter und rassistischer Tendenzen, wie 
Hannah Sing betont: „Nicht nur die Er- 
eignisse in Heiligenstadt zeigen die Exis- 
tenz starker rechter Strukturen in der Göt- 
tinger Umgebung. Auch in Duderstadt 
gibt es ähnliche Kundgebungen, ange- 
meldet vom Göttinger Junge Alternative- 
Vorsitzenden Lars Steinke, und die Struk- 
turen organisierter Neonazis in Northeim 
sind seit langem bekannt. Dagegen muss 
dauerhaft und auf allen Ebenen vorgegan- 
gen werden.“ Ein Aktivist fügt hinzu: 
„Wir haben heute gesehen, dass wir ge- 
meinsam etwas ausrichten können gegen 
Menschenverachtung. Heiligenstadt hat 
uns einmal mehr gezeigt, dass wir ge- 
meinsam stark sein können und müssen 
im Kampf gegen Rassismus.“ 

Infos zur Alarmliste unter http://alarmli- 
stegoe.noblogs.org/ 

Ouelle: Pressemitteilung Basisdemokra- 
tische Linke Göttingen 

14.12.2015 


NSU-Verfahren München 


Viel Lärm um Nichts - 
zur Einlassung von Beate 
Zschäpe 


Dass die heute von Zschäpes Verteidiger 
Grasel verlesene Einlassung, wonach sie 
mit den Taten des NSU nichts zu tun 
habe, vollkommen unglaubwürdig und 
sich daher, wie von ihren „Altverteidige- 
rInnen“ Heer, Stahl und Sturm angekün- 
digt, als „prozessualer Selbstmord“ he- 
rausstellen wird, erschließt sich von 
selbst und wird in den nächsten Wochen 
noch überdeutlich werden. 

Wir wollen uns daher im Wesentlichen 
auf zwei Aspekte beschränken: 

„Die angebliche ‚Entschuldigung‘ für 
die Taten von Mundlos und Böhnhardt 
nehme ich nicht an: sie ist eine Frechheit, 
vor allem, wenn sie dann noch verbunden 
wird mit der Ansage, keine unserer Fra- 
gen zu beantworten.“ 

Mit diesen Worten hat Gamze Kubasik, 
Tochter des vom NSU 2004 in Dortmund 
ermordeten Mehmet Kubasik, ihre Reak- 
tion auf Zschäpes Erklärung zusammen- 
gefasst. Denn Zschäpes Einlassung — und 
die Art und Weise, wie Zschäpe und ihre 
Verteidiger diese eingeleitet haben - ist in 
mehrfacher Hinsicht eine krasse Grenz- 
überschreitung und eine Verhöhnung der 
Opfer. 

Zunächst haben Zschäpe und ihre Ver- 
teidiger versucht, den Termin für die Ein- 
lassung bis zuletzt geheim zu halten, da- 
mit möglichst keine Nebenkläger kom- 
men können (vgl. den Blogbeitrag vom 
10.11.2015). Dann hat sie heute die Ein- 
lassung vor der Verlesung dem Gericht, 
den anderen Verteidigungen und der Bun- 
desanwaltschaft austeilen lassen, nicht 
aber den NebenklägerInnen und ihren 
AnwältInnen. Zudem hat sie mitgeteilt, 
nicht nur Fragen des Gerichts, sondern 
auch Fragen der Verteidigung würden be- 
antwortet, Fragen der Nebenklägervertre- 
terInnen — und ausdrücklich auch der Ne- 
benklägerInnen selbst — dagegen nicht. 

Dann lässt Zschäpe eine völlig lebens- 
fremde, konstruierte und in Teilen vor 
Selbstmitleid nur so triefende Erklärung 
abgeben, teilt bei jeder überfallenen Bank 
detailliert das Datum und die Adresse mit, 
hält es aber bei vielen der Mordopfer 
nicht einmal für nötig, deren Namen zu 
nennen. Und am Ende erdreistet sie sich, 
eine „Entschuldigung“ für ihre „morali- 
sche Verantwortung“ abzugeben. Dass 
dieser erbärmliche Versuch von den Ne- 
benklägerInnen zurückgewiesen wird, ist 
nicht überraschend. 


„Wenn alle Brüder schweigen” 


Dies gilt umso mehr, als Zschäpe keiner- 
lei Konsequenzen aus dieser von ihr an- 


geblich gefühlten Verantwortung zieht. 
Denn die NebenklägerInnen wollen na- 
türlich u.a. auch wissen, wer noch in das 
Netzwerk der NSU eingebunden war, 
wer den NSU bei seinen Taten unterstützt 
hat usw. Darauf geht Zschäpe aber in ih- 
rer Einlassung mit praktisch keinem Wort 
ein. 

Sie deckt alle NSU-UnterstützerInnen 
weiterhin, sagte kein Wort zur Rolle des 
Angeklagten Eminger, der bis zuletzt zum 
engsten Umfeld von ihr Mundlos und 
Böhnhardt zählte, kein Wort zu den zahl- 
reichen Nazis aus dem Umfeld der „Ka- 
meradschaft Jena“ und von „Blood and 
Honour‘“ Chemnitz, die den Drei beim 
Untertauchen halfen — und das, obwohl 
sie natürlich sehr genau Angaben zu die- 
sen machen könnte. Einzige Ausnahmen: 
Tino Brandt belastet sie als führenden 
Kopf des Thüringer Heimatschutzes — der 
ist ja auch inzwischen als V-Mann ent- 
tarnt und hat in seiner Aussage im Gericht 
„die Jenaer“ recht schwer belastet. Und 
sie teilt mit, Thomas Starke habe den 
Sprengstoff für die in der Garage in Jena 
gefundenen Rohrbomben gefunden — das 
hatte der aber auch selbst bereits bei der 
Polizei mitgeteilt. 

Damit gilt offensichtlich auch für Beate 
Zschäpe weiterhin der Satz aus dem 
Treuelied der Waffen-SS, dass „alle Brü- 
der (und Schwestern) schweigen“ — auch 
wenn sie wortreiche Erklärungen verlesen 
lassen. Die Verteidigung Wohlleben hat 
bei der Ankündigung der Einlassung mit- 
geteilt, Wohlleben sei „seinen Idealen und 
politischen Überzeugungen treu geblie- 
ben und wird dies auch in Zukunft blei- 
ben“. Mit ihrer Einlassung heute hat 
Zschäpe gezeigt, dass ähnliches auch für 
sie gilt, dass auch für sie die Verbunden- 
heit zu den „Kameraden“ wichtiger ist als 
ihre geheuchelte Entschuldigung gegen- 
über den Opfern der NSU-Taten. 

9.12.2015 
http:/fwww.nsu-nebenklage.de/blog/ 
2015/12/09/09-12-2015/ 


Angaben eines 
Unterstützers und Fragen 
an die Angeklagte Zschäpe 


Zunächst wurde ein ehemaliger Gesin- 
nungsfreund der Jenaer Kameradschaft 
zum Abtauchen von Zschäpe, Mundlos 
und Böhnhardt befragt. Dieser hatte zu- 
sammen mit der ehemaligen Freundin 
von Wohlleben versucht, diesen aus Er- 
furt abzuholen, aus der Wohnung von 
Zschäpe Kleidung geholt und war dann 
mit Böhnhardts Auto herumgefahren, um 
die Polizei zu verwirren. Der genaue Ab- 
lauf der Aktion wurde auch durch diese 
Befragung nicht deutlich, weil auch die- 


ser Zeuge offensichtlich bemüht war, 
möglichst wenig preiszugeben. Immerhin 
wurde erneut deutlich, dass die Gruppe 
damals davon ausging, dass auch Wohl- 
leben von den geplanten Festnahmen be- 
troffen sein würde, und dieser daher in 
die Flucht einbezogen war. Ob Wohlle- 
ben selbst ursprünglich auch abtauchen 
wollte, bleibt allerdings weiterhin unklar. 
Der Zeuge widersprach der Darstellung 
in der Erklärung Zschäpes, sie habe sich 
in der Wohnung seiner Eltern mit Böhn- 
hardt und Mundlos getroffen und dort er- 
fahren, was in der Garage alles gelagert 
war. 

Nach der Mittagspause stellte der Vor- 
sitzende seine Fragen an Beate Zschäpe, 
nachdem RA Grasel erneut für diese er- 
klärt hatte, sie werde sich nicht direkt, 
sondern nur schriftlich über ihn oder RA 
Borchert einlassen. 

Die meisten der Fragen beziehen sich 
auf Angaben in der schriftlichen Erklä- 
rung Zschäpes, gefragt wurde aber auch 
nach Alkohol- und Drogenkonsum und 
Krankheiten. Insbesondere fragte der Vor- 
sitzende nach Einstellung und politischer 
Motivation von Mundlos und Böhnhardt, 
nach Freunden, politischen Bekannten 
und späteren Unterstützern. Ein weiterer 
Schwerpunkt war die angebliche Ausei- 
nandersetzung Zschäpes mit Böhnhardt 
und Mundlos, nachdem diese ihr immer 
wieder Morde und Anschläge gestanden 
haben sollen, sowie ihre Reaktion hierauf. 
Besonderes Interesse zeigte Götzl aber 
auch an den Auswanderungsplänen nach 
Südafrika und der Kontaktaufnahme zu 
Rechtsanwalt Eisenecker, der auf die 
Schilderung des Überfalls auf den Edeka- 
markt Ende 1998 und die vorherigen Ak- 
tionen acht bis zehn Jahre Freiheitsstrafe 
in Aussicht gestellt habe. 

Insgesamt beschränkte sich der Vorsit- 
zende auf relativ wenige Fragen, die sich 
aus der Erklärung aufdrängen. Es wird 
deutlich, dass er kein lang andauerndes 
schriftliches Befragespielchen durchfüh- 
ren will. Die anderen Prozessbeteiligten 
gaben nur wenige Fragen „zu Protokoll“ 
Zschäpes — wohl auch, weil RA Grasel ja 
ausdrücklich erklärt hatte, dass aus- 
schließlich Fragen des Gerichts und der 
Verteidiger der Mitangeklagten beantwor- 
tet werden sollen. Viele Nebenklagever- 
treterInnen erklärten, sie wollten Fragen 
stellen, aber erst einmal die Antworten 
auf die Fragen des Gerichts abwarten. 

Nach Angaben Grasels sollen die heute 
gestellten Fragen erst im Januar beant- 
wortet werden. 

http://www.nsu- 
nebenklage.de/blog/2015/12/15/15-12- 
2015/ 

15.12.2015 
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Ich! Bin! Ein Opfer! 


Der Angeklagte Wohlleben beteuert 
seine Unschuld 


Etwas überraschend verlas bereits heute 
der Angeklagte Ralf Wohlleben seine Er- 
klärung, die er als Reaktion auf Zschäpes 
geändertes Prozessverhalten angekündigt 
hatte. Wohlleben will sich auch einer Be- 
fragung durch alle Prozessbeteiligten 
stellen, morgen aber nur zu Fragen zur 
Person. Da er sich weiter vorbereiten 
müsse, könnten Fragen zur Sache erst im 
Januar beantwortet werden. 

Wohlleben bestreitet die ihm von der 
Anklage vorgeworfenen Taten. Er habe 
zwar seinen Freunden beim Untertauchen 
geholfen, es aber niemals für möglich ge- 
halten, dass diese solche Straftaten bege- 
hen. Er habe auch einen Tip gegeben, wo 
Carsten Schultze nach einer Waffe fragen 
könnte, er sei aber davon ausgegangen, 
dass Uwe Böhnhardt diese Waffe nur ha- 
ben wollte, um sich im Falle einer Fest- 
nahme selbst zu töten. Im Gegenteil habe 
er sich in seiner politischen Arbeit, aber 
auch privat immer gegen die Anwendung 
von Gewalt, insbesondere gegen frem- 
denfeindliche Gewalt ausgesprochen. Er 
greift damit die bereits von Andre Kapke 
vorgetragene Charakterisierung seiner 
Person als „Friedenstaube“ auf. Wohlle- 
ben inszeniert sich als Opfer. Als Opfer 
der Wende, die nicht die von ihm ge- 
wünschte nationalistische Ausrichtung 
brachte, sondern Globalisierung, Migrati- 
on und Kapitalismus. Als Opfer der Poli- 
zei, die willkürlich gegen „Nationalisten“ 
vorgegangen sei. Als Opfer der Antifa, 
die ihn und seine Kameraden immer wie- 
der angegriffen habe. Als Opfer der Mit- 
angeklagten Gerlach und Schultze, die 
nicht nur sich selbst, sondern auch ihn be- 
lasten. 

Spannend ist, dass Wohlleben angab, 
Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt mehr- 
fach in Chemnitz und einmal, nach der 
Enttarnung Tino Brandts als V-Mann 
(Mai 2001), in Zwickau getroffen zu ha- 
ben. Bei einem Treffen in Chemnitz sei 
ein ihm unbekannter „Glatzkopf“ dabei 
gewesen, der Details der Flucht gekannt 
habe, am Telefon habe ein ihm unbe- 
kannter Mann Anweisungen erteilt. Mit 
diesen Angaben bestätigt er seine wichti- 
ge Funktion für die drei, auch bei der 
Frage, ob diese durch Brandt gefährdet 
seien. 

Bemerkenswert an der Erklärung 
Wohllebens ist, dass sie ähnlich der Er- 
klärung Zschäpes stark auf den angebli- 
chen Selbstmordplan Böhnhardts aufbaut. 
Wo Zschäpe allerdings abstruse Erklärun- 
gen für bestimmte Behauptungen gesucht 
hat, beschränkt sich Wohlleben auf das 
bloße Leugnen. Wo Zschäpe ihre politi- 
sche Einstellung zu verbergen versucht 
hat, nutzt Wohlleben den Auftritt im Ge- 
richtssaal für politische Propaganda, ver- 
liest ausführlich aus dem Aufruf zum von 
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ihm mit veranstalteten „Fest der Völker“, 
spielt ein Neonazi-Propaganda-Video ab, 
das Theorien des „Ethnopluralismus‘ dar- 
stellt. 

Gemeinsam ist beiden Einlassungen, 
dass sie jede persönliche Schuld von 
sich weisen. Und gemeinsam ist beiden 
Einlassungen, dass sie schon in sich total 
unplausibel sind und zudem durch die 
bisherige Beweisaufnahme widerlegt 
sind. 

Das gilt bei Wohlleben insbesondere, 
wenn dieser versucht, sich als „Frie- 
densengel“ darzustellen, der Gewalt im- 
mer verabscheut habe und der auch 
„weltanschauliche Schulungen“ im 
Kreis der „Kameraden“ abgelehnt habe. 
Die Jenaer Landtagsabgeordnete Katha- 
rina König braucht nur 4 mal 140 Zei- 
chen, um wesentliche Aspekte zu wider- 
legen: „wie war das mit der dem Vortrag 
zur „Friedenspolitik des III. Reiches?“, 
fragt sie, und verweist darauf, dass aus- 
gerechnet der Nazi, den Wohlleben als 
Zeugen für seinen Aufruf zum Gewalt- 
verzicht laden will, selbst nach einem 
gewalttätigen Überfall auf ein linkes Ju- 
gendcamp zu einer Jugendstrafe verur- 
teilt wurde. 

Auch der Verweis auf das „Fest der 
Völker“, bei dem berüchtigte Bands aus 
dem „Blood and Honour“- Netzwerk auf- 
traten und Vertreter von offen den Natio- 
nalsozialismus verherrlichenden europäi- 
schen Parteien vor einem Transparent 
auftraten, das an die europäischen SS- 
Freiwilligenverbände erinnert, wird das 
Gericht kaum davon überzeugen, dass 
Wohlleben schon wegen seiner „Friedfer- 
tigkeit“ freizusprechen ist. 

Die Wohlleben stark belastenden Aus- 
sagen der Angeklagten Schultze und Ger- 
lach, die zu einem frühen Zeitpunkt be- 
reits gegenüber der Polizei gemacht wor- 
den sind und später vor Gericht wieder- 
holt wurden, werden sich mit bloßem 
Leugnen nicht widerlegen lassen, zumal 
eine Einlassung zu einem so späten Zeit- 
punkt, die auf die bereits durchgeführte 
Beweisaufnahme zugeschnitten ist, ohne- 
hin nur geringen Beweiswert hat. 

Im Übrigen zeigte sich schon bei der 
allerersten Frage an Wohlleben, dass er 
seine Ankündigung, er wolle alle Fragen 
beantworten, nicht durchhalten wird: ge- 
fragt nach dem Passwort einer verschlüs- 
selten Festplatte, weigerte er sich, dieses 
herauszugeben, behauptete, die Daten sei- 
en identisch mit denen auf der nicht ver- 
schlüsselten Platte. Eine wenig plausible 
Erklärung — wenn die Dateien mit den 
schon bekannten identisch wären, wäre es 
ja kein Problem, das Passwort herauszu- 
geben. 

16.12.2015 
http://www.nsu-nebenklage.de/blog/ 
2015/12/16/16-12-2015/ 


Zur Unterstützung und Ver- 
ehrung des NSU durch An- 
dre Eminger, und Wohl- 
lebens persönliche Verhält- 
nisse im Kurzdurchlauf 


Der heutige Verhandlungstag verlief kurz 
und relativ ereignislos. Ein BKA-Beam- 
ter stellte dar, welche Unterlagen für Ver- 
merke zum Angeklagten Gerlach einge- 
holt wurden. Ein Teil der zu Grunde lie- 
genden Mitteilungen bspw. des Bundes- 
amtes für Verfassungsschutz sind aller- 
dings laut Auskunft der BAW ‚noch un- 
terwegs“ zum Gericht. 

Eine BKA-Mitarbeiterin gab an, in der 
Wohnung Eminger ein mit Bleistift oder 
Kohle gezeichnetes Portrait von Böhn- 
hardt und Mundlos mit der in altdeutscher 
Schrift gehaltenen Aufschrift „Unverges- 
sen“ sowie einer Rune gefunden zu ha- 
ben. Das Bild hing an der Wand über ei- 
nem Regal, so dass ein altarähnlicher Ein- 
druck entstand. Der Angeklagte Eminger 
habe einen „heftigen Ausbruch“ gehabt, 
als sie fragte, ob er mit einer Sicherstel- 
lung einverstanden wäre, aus diesem 
Grunde seien nur Fotos gemacht wurden. 
Die etwas albern anmutende Heldenver- 
ehrung des immer noch schweigenden 
Angeklagten Eminger kann Aufschluss 
geben auf sein persönliches Verhältnis zu 
Böhnhardt und Mundlos. Der damals 18- 
jährige Andr& Eminger hatte Zschäpe, 
Mundlos und Böhnhardt nach Angabe 
Mandy Strucks 1998, kurz nach dem Un- 
tertauchen, über Struck kennen gelernt 
und nach der bisherigen Beweisaufnahme 
bis zum Suizid von Mundlos und Böhn- 
hardt unterstützt. Eminger beschäftigt 
sich nach Angaben der Zeugin auch in der 
Untersuchungshaft mit Zeichnen, so dass 
die Vermutung naheliegt, dass er seine 
Idole selbst verewigt hat. 

Ein weiterer BKA-Zeuge berichtete 
von seinen Ermittlungen zu einem Konto 
des Angeklagten Eminger, von dem zwei 
vom NSU verwendete Bahncards bezahlt 
wurden. Für das Konto waren nur Emin- 
ger und seiner Frau Susann verfügungs- 
berechtigt. Auch gegen Susann Eminger 
wird derzeit noch ermittelt, eine der drei 
(!) Fragen der Bundesanwaltschaft an 
Zschäpe war: „Welche Kenntnisse hatte 
Susann Eminger von den Taten?“ 

Die bereits gestern angekündigte Ver- 
nehmung Ralf Wohllebens zu seinen per- 
sönlichen Verhältnissen führte der Vorsit- 
zende im Schnelldurchlauf durch, sie er- 
gab nichts Bemerkenswertes. Das Gericht 
verabschiedete sich daher bereits um 11 
Uhr in die Weihnachtsferien. 

Die Verhandlung wird am Dienstag, den 
12. Januar 2016 fortgesetzt. 

17.12.2015 

http://www.nsu- 
nebenklage.de/blog/2015/12/17/17-12- 
2015/ 
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„Ein Aufschub für die Republik” 


So titelt die liberale Pariser Abendzei- 
tung Le Monde in ihrer Dienstags-Aus- 
gabe (15. Dezember), der Leitartikel auf 
der Seite Eins ist überschrieben mit: 
„Handeln vor der Katastrophe“. Diese 
Schlagzeilen geben dem auch sonst ver- 
breiteten Gefühl einen Ausdruck, wonach 
man in Frankreich noch einmal davonge- 
kommen ist, was politische Siegeschan- 
cen der extremen Rechten betrifft — sich 
aber auf gar keinen Fall, mit dieser Fest- 
stellung im Rücken, nun getrost zurück- 
lehnen darf. 

Dem Front National (FN) ist es im 
zweiten Durchgang der französischen Re- 
gionalparlamentswahlen am 13. Dezem- 
ber d.J. nicht gelungen, eine der dreizehn 
künftigen Regionalregierungen zu stellen. 
Er konnte keine der juristisch ab dem 1. 
Januar 2016 bestehenden neuen Regionen 
— einige von ihnen gingen aus dem Zu- 
sammenschluss bisheriger Verwaltungs- 
regionen hervor, es gab ihrer bisher 22 — 
„erobern“. Die konservativ-wirtschaftsli- 
berale Rechte stellt künftig sieben der 
neuen Regionalregierungen, die Sozialde- 
mokratie fünf, auf Korsika gewannen die 
Autonomisten und Inselnationalisten. Das 
Scheitern der extremen Rechten bei dem 
Versuch, einen oder mehrere Exekutiv- 
posten an der Spitze der Regionen zu 
übernehmen, erklärt sich zum Gutteil aus 
der Bündelung der übrigen politischen 
Kräfte, um dies zu verhindern. 

Hinter dieser Realität verbirgt sich je- 
doch eine zweite. Denn der Front Natio- 
nal kann zugleich auf neue Rekordzahlen 
verweisen, was die Ausdehnung seines 
wahlpolitischen Einflusses betrifft. Die 
erste lautet: 358 Sitze in den Regionalpar- 
lamenten, das sind so viele wie noch nie 
(nach den letzten Regionalparlaments- 
wahlen im März 2010 waren es 110 Sitze; 
in den 1990er, vor einer Änderung des 
Regional-Wahlrechts, waren es bis zu 
maximal 239). Dadurch wird Marine Le 
Pen im Übrigen auch keinerlei Schwie- 


Marion Marechal-Le Pen; Foto: B.S. 


rigkeiten haben, zur nächsten Präsident- 
schaftswahl anzutreten — dazu sind die 
Unterstützungsunterschriften von 500 
Parlamentarier/inne/n oder Bürgermeis- 
tern erforderlich. In der Vergangenheit 
drohte der FN mehrfach, knapp an dieser 
Hürde zu scheitern, bis dann doch noch 
einige Bürgermeister für ihn unterzeich- 
neten. Nun weist die Partei jedoch, zum 
ersten Mal, in ihren eigenen Reihen genü- 
gend Mandatsträger/innen dafür auf. 


Neuer Sockel für den FN- 
Einfluss 


Der zweite Rekorwert: In den Stichwah- 
len stimmten insgesamt 6,82 Millionen 
Französinnen und Franzosen für die 
rechtsextreme Partei, nachdem es in der 
ersten Runde 6,02 Millionen waren. Pro- 
zentual ergab dies in beiden Fällen knapp 
28 Prozent. Das sind so viele wie noch 
nie. Ihr bisheriger Rekord lag bei 6,42 
Millionen Stimmen im ersten Durchgang 
der Präsidentschaftswahlen von 2012 für 
Marine Le Pen. Ihr Vater, Jean-Marie Le 
Pen, hatte 2002, als ihm der Einzug in die 
Stichwahl um die französische Präsident- 
schaft (neben Jacques Chirac) gelungen 
war, insgesamt 5,5 Millionen Stimmen 
sammeln können. 

Gemessen an der Zahl der Wahlberech- 
tigten — nicht jener der tatsächlich Ab- 
stimmenden — entspricht diese neue Re- 
kordzahl einem Anteil von 13,2 Prozent 
der in die Wählerverzeichnisse eingetra- 
genen Bürgerinnen und Bürger. Die 
Wahlbeteiligung betrug in der ersten Run- 
de 49,9 Prozent, im zweiten Durchgang 
stieg sie sprunghaft auf 58,5 Prozent. Die- 
ser Zuwachs an Wahlteilnehmern und — 
teilnehmerinnen fällt noch höher aus als 
der zwischen den beiden Durchgängen 
der französischen Präsidentschaftswahl 
von 2002 zu verzeichnende: Damals war 
die Beteiligung um 8,11 Prozent gestie- 
gen. In beiden Fällen ging es vielen 
Stimm-Abstinenzlern der 
ersten Runde darum, in den 
Stichwahlen einen Durch- 
marsch des FN zu verhin- 
dern. 

Der größere Teil der 
" Nichtwähler/innen aus der 
ersten Runde stimmte fol- 
- gerichtig in der zweiten 
dann für jene Listen, ob 
konservative oder sozialde- 
mokratische, die gegen den 
FN antraten. Eine Ausnah- 
me bilden dabei allerdings 
die beiden Regionen in 
Nordost- und Südostfrank- 
reich, in denen der FN nach 


allgemeiner Auffassung tatsächliche Sie- 
geschancen aufwies: Nord-Pas de Calais- 
Picardie (40,64 Prozent für die Spitzen- 
kandidatin Marine Le Pen im ersten, 42,2 
Prozent im zweiten Durchgang) und Pro- 
vence-Alpes-Cöte d’Azur (40,55 Prozent 
für die Liste von Marion Marechal-Le 
Pen in der ersten und 45,2 Prozent in der 
zweiten Runde). Dort fiel die Zunahme 
bei der Stimmbeteiligung ungefähr so 
stark aus wie im landesweiten Durch- 
schnitt. Aber einer Umfrage des Instituts 
OpinionWay am Ausgang der Wahllokale 
zufolge stimmten in diesen beiden Regio- 
nen zwar 60 Prozent derer, die in der 
zweiten Runde eine gültige Stimme abge- 
geben und sich in der ersten enthalten hat- 
ten, für die konservative Liste. Diese 
stellte die einzige Alternative zum FN 
dar, nachdem die Sozialdemokratie die 
ihre zurückgezogen hatte, um Dämme ge- 
gen die extreme Rechte zu errichten. Aber 
40 Prozent dieser vormaligen Nichtwäh- 
ler/innen stimmten nunmehr für den FN. 
In diesen beiden Regionen übte die Partei 
also eine gewisse Anziehungskraft auch 
auf einen Teil der Nichtwähler aus. Im 
Übrigen weisen diese Regionen auch ei- 
nen Rekordwert an ungültig abgegebenen 
Stimmen auf (4,5 Prozent im Nordosten 
und 5,4 Prozent in PACA). Dabei dürfte 
es sich um Linkswähler/innen handeln, 
die nicht konservativ votieren mochten, 
aber zugleich den Anteil des FN an der 
Gesamtzahl der abgegeben Stimmen ver- 
ringen wollten. 

Am stärksten war diese Tendenz, in 
dem Ziel abzustimmen, „den FN zu ver- 
hindern“, in der jüngeren Generation. So 
erklärten 72 Prozent der 
Wahlteilnehmer/innen insgesamt, doch 78 
Prozent der 18- bis 30jährigen unter ihnen 
gegenüber dem Umfrageinstitut Harris 
Interactive, ihr Wahlmotiv (oder eines ih- 
rer Stimmmotive) liege in der Verhinde- 
rung einer Regierungsübernahme durch 
den FN. Allerdings scheint dies im Wi- 
derspruch dazu zu stehen, dass laut Opi- 
nionWay in dieser Generation 29 Prozent 
in der zweiten Runde für den FN stimm- 
ten. Zwei Drittel der Jungwähler/innen 
zwischen 18 und 24 enthielten sich zu- 
gleich in den Stichwahlen ihrer Stimme. 
Jenseits dieser Zahlen, die sich durch eine 
gewisse Widersprüchlichkeit auszeich- 
nen, dürfte jedoch feststehen, dass in der 
jüngeren Generation eine gewisse Polari- 
sierung herrscht. Wiederum bei Harris In- 
teractive taucht die Zahl von 31 Prozent 
der Jungwähler/innn auf, denen zufolge 
„allein der FN neue Lösungen anzubie- 
ten“ habe, während 23 Prozent der Wäh- 
lerschaft insgesamt dieser Antwort zu- 
stimmten. 
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Zusammensetzung der 
Wäler/innen/schaft 


Wie schon bei anderen Wahlen in den 
letzten 25 Jahren — seitdem die früher 
einmal eher mittelständische Wähler- 
schaft des FN während der achtziger Jah- 
re ab den Neunzigern zum Teil durch 
eine Unterklassen-Anhängerschaft aus- 
getauscht wurde, parallel zum Wechsel 
im sozial- und wirtschaftspolitischen 
Diskurs der rechtsextremen Parteien — 
weist der Front National einen „Unter- 
klassenbauch“ auf. Die Wahrscheinlich- 
keit, dass eine Person für den FN stimmt, 
wächst umgekehrt proportional zum Ein- 
kommen sowie zum Bildungsgrad. 

Treffen die Zahlen des Instituts Opini- 
onWay zu, dann stimmten 14 Prozent der 
höheren Angestellten sowie Angehörigen 
intellektueller Berufe für den FN, doch 54 
Prozent der Arbeiterschaft — sofern sie 
wählen ging, denn überdurchschnittlich 
viele Angehörige dieser sozialen Gruppe 
gingen überhaupt nicht zur Wahl. Beim 
Institut Ipsos wiederum beträgt der Anteil 
der FN-Stimmen in der Arbeiterschaft 
hingegen 43 Prozent. Bei OpinionWay 
enthielten sich in dieser Gruppe demnach 
51 Prozent der Stimme, laut Ipsos hinge- 
gen 61 Prozent; die Zahlenbasis ist also 
nicht vollständig gesichert, zeichnet je- 
doch eine Tendenz. 

Aber auch 29 Prozent der Unternehmer 
und Selbständigen votierten demnach für 
den FN. Von den Befragten mit Hoch- 
schulabschluss stimmten derselben Befra- 
gung zufolge 14 Prozent für den FN, bei 
denen mit Abitur 33 Prozent, unter denje- 
nigen ohne Abitur hingegen 45 Prozent. 

Unter den Anhänger/inne/n aller politi- 
schen Parteien weist die FN-Wählerschaft 
den höchsten Anteil von Personen auf, die 
sich als „an den Regionalwahlen interes- 
siert“ ausgaben (60 Prozent, ansonsten im 
Durchschnitt 45 Prozent), die ihre Stimm- 
entscheidung als seit längerem festste- 
hend bezeichneten (47 Prozent gegenüber 
42 Prozent im allgemeinen Durchschnitt), 
und die „nationale Politikinhalte“ als vor- 
rangig gegenüber „lokalen“ darstellten 
(63 Prozent, durchschnittlich 41 Prozent). 
Dabei handelt es sich vor allem um die 
üblichen ideologischen Symbolthemen: 
Einwanderung (von 77 Prozent der FN- 
und 34 Prozent der allgemeinen Wähler- 
schaft als Motiv angegeben) und „Innere 
Sicherheit“ (72 Prozent gegenüber 45 
Prozent). Hinzu kommen Steuersenkun- 
gen (48 Prozent gegenüber 39). Nahezu 
alle anderen Themen interessierten die 
FN-Wähler/innen weniger als die ande- 
ren, handele sich um die Schaffung von 
Arbeitsplätzen (33 Prozent zu 51), Um- 
weltschutz (22 Prozent zu 39) oder Schul- 
bauten, wofür die Regionen zuständig 
sind. Als wichtige Motiv wurde durch die 
FN-Wiähler/innen ferner angegeben, dass 
sie durch ihre Stimmabgabe die Zentral- 
regierung unter Frangois Hollande abstra- 
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fen wollten. Dieses Motiv wurde von 63 
Prozent unter ihnen genannt, im Durch- 
schnitt aller Wähler/innen irgendeiner 
Partei durch 36 Prozent. 

Was die früheren politischen Präferen- 
zen der „frischen“ FN-Wähler betrifft, 
fällt auf, dass besonders viele jetzt neu 
hinzukommende Wähler/innen der extre- 
men Rechten früher für Nicolas Sarkozy 
stimmten — 20 Prozent von dessen Wäh- 
ler/inne/n bei der Präsidentschaftswahl 
2012 fanden sich dieses Mal beim FN ein. 
Gemessen am Stimmverhalten in der ers- 
ten Runde der Regionalparlamentswahlen 
wechselten vor allem Wähler/innen der 
nationalistischen bürgerlichen Rechten, 
vertreten durch den sich selbst als „gaul- 
listisch“ ausgebenden EU-Kritiker Nico- 
las Dupont-Aignan, in der Stichwahl zum 
FN. Dupont-Aignans Listen erzielten im 
ersten Durchgang knapp vier Prozent, im 
zweiten fanden sich 32 Prozent seiner 
Wählerschaft (laut OpinionWay) beim 
FN wieder. Dupont-Aignan hatte jede 
Stimmempfehlung für die zweite Runde 
verweigert. 


Strategisches Problem des FN 


Die Niederlage des FN in den Stichwah- 
len weist vor allem auf das strategische 
Problem hin, das für ihn nach wie vor da- 
rin besteht, dass er über keine Verbünde- 
ten unter den anderen politischen Kräften 
verfügt. Dadurch fehlen ihm die Stimm- 
reserven, die für andere politische Partei- 
en daraus resultieren, dass sie in der 
zweiten Runde ihre Wählerpotenziale 
mit denen anderer Parteien bündeln. 
Nachdem in den besonders vom FN „‚ge- 
fährderten“ Regionen die sozialdemokra- 
tischen Listen zugunsten einer Wahlemp- 
fehlung für die Konservativ-Liberalen 
zurückgezogen worden waren (auch 
wenn nicht alle Linkswähler/innen dieser 
Aufforderung Folge leisteten), wuchsen 
die Anforderungen für die extreme Rech- 
te erheblich. Denn in einer Stichwahl mit 
drei Listen genügt eine absolute Mehr- 
heit für den Wahlsieg, in einer Runde mit 
nur zwei Listen ist jedoch eine absolute 
Mehrheit erforderlich. Eine solche hat in 
jüngerer Zeit keine rechtsextreme Partei 
in Europa erreicht. Zwar regierten oder 
regieren solche Parteien manche Regio- 
nen in Europa (in Österreich ehemals 
Kärnten und jetzt das Burgenland, in Ita- 
lien die norditalienischen Regionen 
Lombardei und Venetien), doch erreich- 
ten die betreffenden Parteien - FPÖ und 
Lega Nord — dabei jeweils nur relative 
Mehrheiten und schlossen Koalitionen 
mit anderen Kräften. Historisch hat selbst 
die NSDAP in zugespitzten wirtschaftli- 
chen Krisenzeiten keine eigene absolute 
Mehrheit erreicht (jedenfalls nicht auf 
deutschlandweiter Ebene), sondern ging 
ihrerseits Bündnisse mit Deutschnationa- 
len und Konservativen ein. 


Welche Konsequenzen für 
den FN? 


Auf ihr Dilemma, mit einer Strategie des 
„Allein gegen alle“ regelmäßig (spätes- 
tens) am Sperrriegel der erforderlichen 
absoluten Mehrheit zu scheitern, könnte 
die Partei von Marine Le Pen grundsätz- 
lich mehrere Antworten geben. Die eine 
bestünde darin, zu versuchen, die Kon- 
servativen zu zerreißen und einen Teil 
von ihnen zu sich herüberzuziehen. Dies 
könnte ansatzweise dann gelingen, wenn 
der FN in einer Stichwahl gegen die So- 
zialdemokratie oder einen Block von 
Linksparteien anzutreten hätte. Doch er 
kann sich seine Gegenspieler bei Wahlen 
nicht aussuchen, und ob es sich um die 
Präsidentschaftswahl 2002 oder die 
jüngsten Regionalparlamentswahlen han- 
delt — oft steht er Konservativen gegen- 
über, und dann gelingt es Letzteren, so- 
wohl einen Teil der rechten Wählerschaft 
als auch die der Mitte und der Linken 
hinter sich zu vereinen, während der FN 
in eine Rechtsaußenecke abgedrängt 
bleibt. Dafür erreicht er zwar bemerkens- 
wert hohe Stimmergebnisse, doch bis an 
die Fünfzig-Prozent-Marke reichte er 
bislang nicht heran. 

Eine andere Strategie bestünde darin, 
heute schon Bündnisangebote an manche 
konservativen Kräfte zu richten. Eine 
dritte, ihr diametral entgegenstehende be- 
steht darin, zu erklären, „Links“ und 
„Rechts“ spielten als politische Katego- 
rien ohnhin keine Rolle mehr, und der FN 
stünde als „einzige Alternative zu den ab- 
gewirtschafteten Systemparteien“ in 
Äquidistanz sowohl zur Linken als auch 
zur bürgerlichen Rechten. Die wirkliche 
Trennungslinie verlaufe auch nicht mehr 
zwischen politischer Linker und politi- 
scher Rechter — denn in einem solchen 
Falle bliebe der FN auf konservative 
Bündnisse angewiesen —, sondern etwa 
zwischen „dem Weltsystem unterworfe- 
nen Parteien“ einerseits und Nationalisten 
andererseits. 

Letztgenannten Kurs hat der FN seit 
den frühen 1990er Jahren eingeschlagen, 
nachdem rechtsextreme Intellektuelle und 
Strategen damals theoretisiert hatten, 
durch den Fall der Berliner Mauer und 
den angeblichen „Tod des Marxismus“ 
könne ihre Partei den vermeintlich frei- 
werdenden Platz der „Systemopposition“ 
und des Ausdrucks sozialer Verände- 
rungswünsche einnehmen. Sinnfälligen 
Ausdruck fand diese Strategie im Jahr 
1995 durch die vorübergehende Übernah- 
me des Slogans Ni droite ni gauche, 
Frangais („Nicht links, nicht rechts, son- 
dern Franzosen“), die schon bei Jacques 
Doriot im Faschismus der 1930er Jahre 
Verwendung gefunden hatte. 

Ähnlich positioniert sich auch heute 
Marine Le Pen wiederum. In einer An- 
sprache am Abend des 10. Dezember 
2015 in Paris, wo sie zusammen mit allen 


regionalen Spitzenkandidat/inn/en des FN 
auftrat, behauptete sie, die wirkliche poli- 
tische Spaltung im Lande verlaufe zwi- 
schen mondialistes (ungefähr: Anhängern 
einer Eine-Welt-Ideologie) und Patrioten. 
Alle „Altparteien“ gehörten in den ersten 
Sack, der FN verkörpere das zweitge- 
nannte Lager. 

Anders konkret positioniert hat sich ihr 
Vizevorsitzender in der Partei, Florian 
Philippot. Er war als Spitzenkandidat in 
Ostfrankreich (im neuen Zusammen- 
schluss der Regionen Elsass, Lothringen 
und Champagne-Ardennen) angetreten. 
Am Abend des Wahlsonntags am 13. De- 
zember bot er explizit dem Nationalkon- 
servativen Nicolas Dupont-Aignan ein 
politisches Bündnis an. Um eine neue, 


potenziell mehrheitsfähige Allianz auf der 
politischen Rechten aufzubauen, dürfte 
dieses relativ kleine Segment der Rechts- 
kräfte jedoch sicherlich nicht ausreichen, 
zumal Dupont-Aignan auch jedenfalls 
keine exklusive Partnerschaft mit dem 
FN anstrebt. Das Haupthindernis bei ei- 
ner Annäherung an andere konservative 
Rechte besteht jedoch nach wie vor in ei- 
nem diametral entgegenstehenden Dis- 
kurs zur Wirtschaftspolitik: wirtschaftsli- 
beral bei den Mainstream-Konservativen, 
eher etatistisch beim FN, obwohl er seit 
dem Frühsommer 2015 auch einige wirt- 
schaftsliberale Kurskorrekturen vorge- 
nommen hat. 

Eine vierte Möglichkeit für den FN be- 
stünde darin, abzuwarten, dass äußere 


Keine Sterne in Calais 


Mehrere Einkaufsstraßen mit Dutzenden 
von Läden. Restaurants, meist mit afgha- 
nischer Küche, und Brotbackstuben. 
Mindestens eine Kirche, gut erkennbar, 
mit zwei Kuppeldächern aus Wellblech 
und Kreuzen obendrauf, ein riesiges 
Schild mit äthiopischer Schrift steht da- 
vor. Eine Schule mit Sprachkursen für 
Englisch und Französisch, ein Hand- 
werksatelier mit Ausbildungsstätte, ein 
Theater und eine Künstlerecke. Dazwi- 
schen Zelte in grünen, blauen und 
schwarzen Plastikplanen, zwischendrin 
auch einzelne befestigte Holzhäuser. All 
dies findet man in der allgemein als 
Jungle bekannten informellen Stadt mit 
derzeit zwischen 5000 und 6000 Einwoh- 
nerinnen und Einwohnern, die östlich an 
die französische Hafenstadt Calais an der 
Ärmelkanalküste herangewachsen ist. 
Nur geteerte Straßen, Hausnummern 
oder offizielle Adressen, das gibt es hier 
nicht. Die meisten Menschen betrachten 
ihre Behausung hier ohnehin nur als Provi- 
sorium, denn ihre wichtigste Hoffnung be- 
steht darin, in naher Zukunft schon hier 
weg zu sein. Und vor allem, drüben zu 
sein: drüben auf den britischen Inseln. Der 
Weg zur Hafenzone von Calais, wo einige 
von ihnen gar zu gerne die Überfahrt ver- 
suchen würden, indem sie sich auf einen 
LKW oder ins Innere einer Fähre schmug- 
geln, ist von dreifacher Stacheldrahtum- 
zäunung mit Sensorenkameras umgeben. 
Eine starke Blaufärbung — Blau ist in 
Frankreich die Farbe der Uniformen von 
Polizei und Gendarmerie — prägt die Land- 
schaft, allenthalben stehen Gendarmerie- 
fahrzeuge am Straßenrand. Allerdings war 
es auch die französische Staatsmacht, die 
auf dem Gelände Duschen einbauen und 
Toilettenhäuschen aufstellen ‚musste‘ — 
dazu hatte der Conseil d’Etat, das oberste 
Verwaltungsgericht in Frankreich, den 
Staat am 23. November 2015 verurteilt, 
weil andernfalls ein Verstoß gegen die 


Menschenwürde und eine grundrechtswid- 
rige Behandlung vorliege. Seitdem sind 
tatsächlich einige Wasserhähne, Duschen 
und Dixie-Klos errichtet worden. 

Die informelle Stadt wird im Französi- 
schen als bidonville bezeichnet — das be- 
deutet „Kanisterstadt‘“, eine Bezeichnung 
für Slums, wie man sie in afrikanischen 
oder asiatischen Ballungszentren antrifft, 
wie es aber auch in den 1960er Jahren 
noch in größerer Zahl im nördlichen Pari- 
ser Umland gab. Ihre Existenz ist aus- 
schließlich eine Frucht des bestehenden 
Grenzregimes. In EU-Europa hindert man 
zwar Menschen in der Regel eher an der 
Ein- als an der Ausreise. Dies bedeutet 
aber auch, dass die mehr oder weniger 
reichen Staaten, die zum Ziel vieler Ein- 
wanderungswünsche werden, oftmals 
vor- und ausgelagerte Kontrollen auf dem 
Boden anderer Länder unterhalten. Die 
EU als solche hat dementsprechende Ver- 
träge mit Marokko und Tunesien laufen, 
früher auch mit Libyen unter Muammar 
Al-Gaddafi, und seit dem Beginn des 
„Khartum-Prozesses“ im Herbst 2014 
versucht sie auch brutale Diktaturen wie 
im Sudan und in Eritrea in diese Rolle 
einzubeziehen. Aber auch ein Land mit 
starken bürgerlich-demokratischen Tradi- 
tionen wie Frankreich übernimmt diese 
Rolle als Grenzwächter, in diesem Fall 
für seinen britischen Nachbarn. 

Menschen aus Syrien und dem Iraq, 
aus Afghanistan, aus dem Sudan träumen 
eher von einem neuen Leben in England, 
als dass sie auf dem Kontinent Zuflucht 
suchen würden. Auch in Frankreich wä- 
ren sie selbst aus Sicht des herrschenden 
Rechtsverständnisses in aller Regel asyl- 
berechtigt. Doch aus verschiedenen 
Gründen sehen sie ihre Zukunft viel eher 


1 Vgl. http://www.lemonde.fr/immigration-et-di- 
versite/article/2015/11/24/calais-l-etat-definitive- 
ment-condamne-a-rendre-la-jungle-plus- 


digne_4815977_1654200.html 


Krisenfaktoren — eine Zuspitzung der so- 
zialen und ökonomischen Krisensituati- 
on, weitere Attentate, kriegerische Kon- 
flikte mit Rückwirkungen auf Frankreich 
— die Partei nach oben spülen, auch wenn 
sie über keine Verbündeten von Gewicht 
verfügt. Darauf setzte Jean-Marie Le Pen 
in seiner Zeit als Parteivorsitzender (1972 
bis 2011) insgesamt über zwanzig Jahre 
lang, nachdem frühere Kontakte zu Kon- 
servativen in den späten achtziger Jahren 
abrissen. Bislang stellte diese Strategie je- 
doch nicht unter Beweis, dass sie zur er- 
folgreichen Machteroberung oder -betei- 
ligung führt. 

Bernard Schmid, Paris I 


auf britischem Boden: Weil sie aus Kolo- 
nien der Krone kommen und Englisch 
sprechen, aufgrund der Präsenz von Fa- 
milienmitgliedern dort, oder aufgrund ei- 
nes relativ durchlässigen Arbeitsmarkts — 
auch wenn Lohnabhängige dort ver- 
gleichsweise rechtlos sind, schaffen auch 
„legale“ Migranten es dort immerhin 
leichter, überhaupt einen Job zu bekom- 
men. Zwei junge Männer erklären auf 
Arabisch, sie seien Kuwait bidoun, also 
Staatenlose aus dem Emirat Kuwait, de- 
nen in dem extrem elitär aufgebauten 
Rechtssystem der Golfmonarchie die 
Staatsangehörigkeit verweigert wird, ob- 
wohl ihre Familien seit Generationen dort 
ansässig waren. Eine Zukunft sehen sie 
für sich nur in England: Aus Frankreich 
haben sie Negatives vom Anerkennungs- 
verfahren gehört, und als Abkömmlinge 
einer früheren britischen Kolonie haben 
sie Kenntnisse von der Sprache Shake- 
spears — nicht von jener Molieres. 

Auch die harte französische Anerken- 
nungspraxis im Asylverfahren, die noch 
niedriger liegt als in Deutschland, 
schreckt viele von einem Antrag auf An- 
erkennung als Flüchtling in Frankreich 
ab. Die globale Anerkennungsquote des 
OFPRA, des Pendants zum deutschen 
Bundesamt für Migration, lag bis vor kur- 
zem bei rund 18 Prozent, aufgrund der sy- 
rischen Flüchtlinge stieg sie um etwa fünf 
Prozentpunkte. Der „Nationale Asyl-Ge- 
richtshof“ (die CNDA) als einzige Beru- 
fungsinstanz rettet seinerseits noch ein 
paar weitere Prozent unter den Flüchtlin- 
gen, doch insgesamt kommt die Quote 
nicht über dreißig Prozent hinaus. 

Vor fünfzehn Jahren unterhielt das Rote 
Kreuz ein großes, fast 2000 Menschen 
umfassendes Camp mit sanitären Einrich- 
tungen in Sangatte, einige Kilometer 
westlich von Calais, um das Stadtgebiet 
zu entlasten. (Vgl. dazu einen Artikel 
vom Verf. dieser Zeilen aus dem Juni 
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Eintritt in den Slum; Foto: B.S. 


2002:  http://jungle-world.com/artikel/ 
2002/25/23745.html) Denn zuvor waren 
innerstädtische Flächen rund um das Rat- 
haus von der, an solch zentralen Orten be- 
sonders sichtbaren Präsenz von Flüchtlin- 
gen — damals eher Kurden — geprägt ge- 
wesen. Damals war es auch noch relativ 
einfach möglich, in einem LKW oder auf 
einem Schiff bis nach England mitge- 
nommen zu werden. Die damaligen In- 
nenminister auf französischer und briti- 
scher Seite, Nicolas Sarkozy und Jack 
Straw, ordneten im November 2002 die 
ersatzlose Schließung des Lagers an. Es 
ging darum, einen Autoritätsbeweis 
durchzuführen und Flüchtlingen zu signa- 
lisieren, dass unkontrollierte Durchreise 
nicht akzeptiert wird. 

Daraufhin bildeten sich als Jungles be- 
zeichnete, „illegale“ Camps in den Wäl- 
dern rund um Calais. In den letzten Jah- 
ren wurden auch sie nacheinander ge- 
räumt. Und so entstand aus vielen kleinen 
„Dschungeln“ ein größerer. Auch in La 
Grande-Synthe in der Nähe von Dunker- 
que, rund dreißig Kilometer weiter öst- 
lich, leben nochmals rund 2000 Men- 
schen in einem ähnlichen Camp. Unter- 
dessen wird das Übersetzen über den Är- 
melkanal immer schwieriger und unwahr- 
scheinlicher, etwa aufgrund von Infrarot- 
kameras und Detektoren, mit denen eine 
menschliche Präsenz in den Fahrzeugen 
aufgespürt wird, bevor sie auf die Auto- 
fähren auffahren dürfen. „Früher schaff- 
ten es vielleicht 150 Menschen pro Nacht, 
nach England durchzukommen. Heute 
sollen es noch vier oder fünf sein“, meint 
Jean-Pierre, der als freiwilliger Aktivist 
seit bald zwanzig Jahren die Situation vor 
Ort verfolgt und oft aus Paris hierher 
fährt. Entsprechend wächst und wächst 
der „Dschungel“ von Calais. 

Hin und versuchen es die Betreffenden 
dann mit Massenanstürmen auf LKWs, 
wie zuletzt am Donnerstag, den 17. De- 
zember 2015 mit über 1000 beteiligten 
Menschen. Oder auf den Eingang des in 


2 Vgl. www.lemonde.fr/societe/article/2015/ 
12/18/a-calais-tentative-massive-d-intrusion-dans-le- 


tunnel-sous-Ia-manche_4834655_3224.html 
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der Nähe begin- 
nenden „Eurotun- 


nels“ — durch den 
der Hochge- 
schwindigkeitszug 
von Paris nach 


London fährt, nach 
12 Kilometern un- 
terirdischer Fahrt 
oder Fußmarschs 
ist man dann auf 
britischem Territo- 
= rium -, wie im 
Sommer 2015 bei 
zahlreichen Anläu- 
fen. Jeweils soll 
dann die pure Zahl 
der Beteiligten es 
zumindest Einigen ermöglichen, den Weg 
zu schaffen, da die Zurückhaltung aller 
Mitmachenden auf einmal durch den An- 
sturm so vieler Personen auf einmal er- 
schwert wird (wie etwa auch am Zaun 
rund um die spanischen Enklaven Ceuta 
& Melilla in Marokko). Um die Versuche, 
auf unterirdischen Fußmärschen bis nach 
England zu gelangen, zusätzlich zu er- 
schweren, plant die französische Staats- 
macht nun, den Tunnel einige Dutzend 
Zentimeter tief unter Wasser zu setzen. 

Längst hat sich ein Teil der örtlichen 
Bevölkerung, pragmatisch oder aufgrund 
von Wertvorstellung motiviert, mit seiner 
Existenz abgefunden. In dem Brotback- 
zelt von afghanischen Händlern klappt 
die Verständigung auf Persisch. Wie 
schaffen sie eigentlich Vorräte für ihre 
Geschäfte heran? Müssen sie alles selbst 
herbeiholen? Nein, meinen sie, zwar füh- 
ren sie viel selbst heran, doch auch örtli- 
che Geschäftsleute und Großhändler be- 
lieferten den „Dschungel“ inzwischen: 
Geld sei Geld, meinten diese. Andere 
Menschen haben eher ideelle Motive. 
Melanie, eine Ohrenärztin (Vorname re- 
daktionell geändert), betätigt sich als Leh- 
rerin und gibt Geflüchteten Sprachkurse. 
Virginie betreibt ein Projekt mit Kindern 
aus dem Camp und Schulkindern in einer 
Nachbarstadt: Beide Kindergruppen ma- 
len Postkarten für die jeweils anderen Al- 
tersgenossen, um sich besser kennenzu- 
lernen. Zahllose Menschen verkehren, zu 
Fuß oder in Autos, im Camp. Menschen- 
rechtsgruppen und NGOs, aber auch Fa- 
milienangehörige oder auch gewerbsmä- 
Big tätige Schlepper. Britische NGOs 
(oder etwa die britisch-pakistanische 
Nichtregierungsorganisation „Green 
Light“) schleppen zahlreiche Kleidungs- 
stücke, säckeweise Nahrungsmittel oder 
auch Zement durch die informelle Stadt. 
Auch ein PKW mit Hamburger Kenn- 
zeichnen kommt an uns vorbei. 


Extreme Rechte 


Doch für einen Großteil der örtlichen Be- 
völkerung bleibt der „Dschungel“ ein 
Brennpunkt, ja ein Schandfleck. 300 bis 
600 Menschen nehmen in unregelmäßi- 


gen Abständen an Demonstrationen der 
außerparlamentarischen extremen Rech- 
ten, etwa auf Aufrufe des Kollektivs Sau- 
vons Calais („Retten wir Calais‘“), teil. 
49,1 Prozent erhielt im Wahlkreis der 
Front National beim ersten Durchgang 
der französischen Regionalparlaments- 
wahlen am 6. Dezember 2015, noch 
mehr als im Durchschnitt der Region mit 
40,6 Prozent. Die konservative Bürger- 
meisterin Nathalie Bouchart wollte im 
Oktober dieses Jahres die Armee vor Ort 
herbeirufen. Ende November nutzte sie 
dann die Vollmachten, die der Notstand 
überall den Exekutivorganen verleiht, 
und überredete den Präfekten im Bezirk 
dazu, die Zufahrtstraße zum Hafen zur 
Sperrzone zu erklären? — für alle, die 
nicht in einem Fahrzeug unterwegs sind 
oder ein solches zum Stehen bringen. Die 
Einrichtung solcher No Go-Zonen macht 
ihr Betreten, solange der Ausnahmezu- 
stand herrscht, zum mit Haftstrafen be- 
drohten Straftatbestand. 


Staatsmacht 


Auch die französische Staatsmacht ver- 
sucht sich immer wieder mit so sinn- wie 
ergebnislosen Autoritätsbeweisen, die 
darauf hinauslaufen, dass die Menschen 
über den Rest des Landes verstreut wer- 
den und mehrere Wochen oder Monate 
verlieren, bis sie dann wieder in Calais 
anstranden. Bisweilen kommt es rund um 
den „Dschungel“ zu Reibereien und ge- 
walttätigen Auseinandersetzungen mit 
den „Sicherheits“kräften. Polizei oder 
Feuerwehr behaupten, regelmäßig Stein- 
würfe einzustecken; syrische Geflüchtete 
trugen erst jüngst wieder Vorwürfe be- 
treffend Polizeigewalt vor. 

Am 21. Oktober 2015 nahm die Polizei 
eine Massenverhaftung von mehreren 
Hundert Menschen in der Nähe des Calai- 
ser Bahnhofs vor, in ihrer Mehrzahl Ge- 
flüchtete aus Syrien, dem Iraq und Eri- 
trea. Also aus Ländern, deren Staatsange- 
hörige sogar in Frankreich extrem hohe 
Chancen haben, als Asylberechtigte im 
Sinne der Genfer Konvention anerkannt 
zu werden, die jedoch auf die britischen 
Inseln wollen. An den folgenden Tagen 
wurden die Betreffenden in Ausweisungs- 
gewahrsam gesteckt und dabei auf Ab- 
schiebegefängnisse in fast ganz Frank- 
reich verteilt: Toulouse, Nimes (Südwest- 
und Südfrankreich), Metz (in TOUR: 
gen), Mesnil-Amelot (bei Paris)... 

Offensichtlich wurde hierbei a 
gewahrsam, als Instrument des Freiheits- 


3 Vgl. U.a. hitps://passeursdhospitalites. word- 
press.com/2015/12/05/detournement-detat-dur- 


gence-un-arrete-anti-migrants/ 


4 Vgl. einen Artikel vom 10. Dezember 2015: 
http: //www.lavoixdunord.fr/region/migrants- 
de-calais-des-syriens-accusent-des-crs-d-usage- 
ia33b48581n3210202 

5 Vgl. hitps://www.mediapart.fr/journal/ 
france/311015/l-etat-francais-enferme-les-migrants- 
en+transit-calais-par-centaines?onglet=full 


entzugs, für sachfremde Zwecke benutzt, 
nämlich nicht einmal für eine - in vielen 
Fällen im Hinblick auf die Herkunftslän- 
der unmögliche — Abschiebung, sondern 
lediglich zum Zweck der vorübergehenden 
räumlichen Entfernung von Calais. Die 
NGO Cimade spricht deswegen auch von 
„illegaler Freiheitsberaubung“®. 

In einem Urteil vom 23. Oktober 2015 
zeigte sich bspw. der Haftprüfungsrichter 
Jean-Louis Galland im südfranzösischen 
Nimes, übel gelaunt. Man möge ihm doch 
bitte erklären, schrieb er in seine Urteilsbe- 
gründung (diese ist im Original HIER zu 
finden: _ https://drive.google.com/file/d/ 
0ByMEwaoe DDkBcHc2R2Va 
UjN6SGM/view) hinein, wie die Regie- 


6 Vgl. http://www.lemonde.fr/societe/ 
article/2015/12/02/migrants-de-calais-le-place- 
ment-en-retention-constitue-un-enfermement-abusif 
etillegal-selon-Ia-cimade_4822593_3224.html - 
Am 2. Dezember 2015 kritisierte auch die frühere 
sozialdemokratische Politikerin Adeline Hazan, die 
derzeit das Amt des Contröleur general des lieux 
de privation de libert (ungefähr: Chefin einer un- 
abhängigen Behörde, welche die Einhaltung von 
Grundrechten in Haftanstalten und anderen Ein- 
richtungen des Freiheitsentzugs zu kontrollieren 
hat) ausübt/innehat, in scharfer Form die Benut- 
zung von Abschiebehaft zu solchen Zwecken. Die 
Behördenchefin warf der Regierung in diesem Zu- 
sammenhang Menschenrechtsverstöße vor. 

Vgl. http://www.liberation.fr/france/2015/12/ 
02/a-calais-detournement-de-procedure-et-atteinte- 
aux-droitsfondamentaux_1417563 und 
http://www.lemonde.fr/immigration-et-diversite/ 
article/2015/12/02/calais-le-controleur-des- 
libertes-denonce-les-methodes-du-ministere_48218 


92_1654200.html 


rung Menschen nach 
Syrien abzuschieben 
gedenke — und sorgte 
für die eilige Freilas- 
sung aller Betreffen- 
den’. Aber an eine _ 
reale Ausreise der 
Menschen, für deren " 
Herkunftsländer in al- 
ler Regel ein absolu- 
ter Abschiebeschutz 
besteht, war wohl 
auch nicht gedacht. 
„Aus den Augen, aus 
dem Sinn“ lautete das 
Motto der Behörden. 
Um wenigstens 
wieder ein bisschen 
Kontrolle zurückzuer- 
langen, lässt die Re- 
gierung nun einen Teil des bidonville 
durch ein Containerlager ersetzen. Vorletz- 
te Woche kamen die Planierraupen; am 
Dienstag, den 15. Dezember 2015 wurden 
die ersten Wohncontainer errichtet®. Die- 
ses offizielle Lager soll 1500 Menschen 


7 Vgl. dazu u.a. bspw. hitp://www.midilibre.fr/ 
2015/ 10/27 /les-migrants-places-en-retention-re- 
mis-en-liberte,1232652.php : Vgl. auch ein 
Gerichtsurteil aus Marseille vom 17. Dezember 
2015 für siebenunddreißig Betreffende: 
hitp://www.lefigaro.fr/flash-actu/2015/12/18/ 
97001-20151218FlLlWWWOO132-calaismigrants- 


la-justice-annule-des-arretes.php 


8 Vgl. auch hitp://www.lavoixdunord.fr/regi- 
on/migrants-de-calais-les-premiers-conteneurs-du- 


camp-ia33b48581n3219496 


Handswerksschule im Slum (= Ecole des Arts et metiers); Foto: B.S. 


Platz bieten, also einer Minderheit der jet- 
zigen Bewohner, von Gittern umgeben 
sein und nur mit Einlasserlaubnis (mit au- 
tomatischer Erkennung am Eingang 
durch Erkennung der Handflächen) betre- 
ten werden können. Hauptsache, die Un- 
terstützerinnen und lästige Zeugen sind 
dann nicht mehr dabei! 

Am 23. Januar 2016 soll eine größere 
Demonstration mit internationaler (min- 
destens französisch-britischer) Beteili- 
gung in Calais stattfinden. 

Bernard Schmid, live aus Calais I 


Starke Zunahme von 
Anschlägen auf Flüchtlings- 
unterkünfte 


Nach einer aktuellen Recherche der 
„Zeit“ gab es im Jahr 2015 bisher 222 An- 
schläge auf Flüchtlingsunterkünfte in 
Deutschland. Insbesondere die Zahl der 
Brandanschläge auf bewohnte Unterkünfte 
hat demnach stark zugenommen. Entge- 
gen der Beteuerung von Politiker/innen, 
dass mit der ganzen Härte des Rechtsstaats 
gegen die Täter/innen vorgehe, kommt die 
Recherche zu dem Ergebnis, dass es noch 
so gut wie keine Ermittlungserfolge gebe: 
„Nur in vier Fällen haben Gerichte bisher 
Täter verurteilt, in weiteren acht Fällen 
wurde Anklage erhoben. Das sind gerade 
einmal fünf Prozent aller Angriffe. In we- 
niger als einem Viertel aller Fälle konnte 
die Polizei überhaupt einen Tatverdächti- 
gen ermitteln. Fast alle Taten sind also bis 
heute nicht aufgeklärt. Elf Prozent der Ver- 
fahren wurden mittlerweile sogar ganz ein- 
gestellt. Und das, obwohl schon 104 Men- 
schen bei Übergriffen verletzt wurden.“ In 
Baden-Württemberg gab es in 2015 17 
Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte, da- 
runter 7 Brandstiftungen. 

Ouelle: http://fluechtlingsrat-bw.de 
10.12.2015 I 


Asyl-Obergrenzen sind 
rechtswidrig 


„Asyl-Obergrenzen sind weder mit den 
Grundwerten einer humanitären Flücht- 
lingspolitik noch mit internationalem 
Recht vereinbar. Das Menschenrecht auf 
Asyl steht unter keinem Finanzierungs- 
oder Kapazitätsvorbehalt“, kommentiert 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE, das Ergebnis eines 
umfassenden Gutachtens zur Zulässigkeit 
von Obergrenzen im Asylrecht, welches 
vom Wissenschaftlichen Dienst des Deut- 
schen Bundestages in ihrem Auftrag nach 
eingehender Prüfung der Rechtslage ange- 
fertigt wurde. Jelpke weiter: 

„Alle Befürworter von Asyl-Obergren- 
zen sollten erst einmal einen Blick ins Ge- 
setz werfen: Eine solche faktische Grenz- 
schließung wäre weder mit Verfassungs- 
recht, noch mit EU-Recht oder mit interna- 
tionalen Verpflichtungen vereinbar. Flücht- 
linge haben ein Recht auf Schutz, auf eine 
individuelle Prüfung ihrer Asylgründe und 
auf effektiven Rechtsschutz gegen ableh- 
nende Asylentscheidungen. Diese Rechte 
dürfen nicht einfach unter Berufung auf ei- 
nen vorgeblichen Staatsnotstand oder man- 
gelnde finanzielle Mittel ausgehebelt wer- 
den. Deutschland kann sich nicht aus der 


Verantwortung stehlen. Die Aufnahme von 
schutzbedürftigen Menschen ist weder be- 
grenzbar noch steht sie zur Disposition — 
sie ist eine humanitäre Pflicht.“ 

Ulla Jelpke, MdB 


Winterabschiebestopp für 
Westbalkan gefordert 


Der Freundeskreis für Flüchtlinge Stutt- 
gart-Süd hat eine Online-Petition gestartet. 
Sie fordern „einen sofortigen Abschiebe- 
stopp für Familien aus dem Westbalkan in 
Baden-Württemberg während des Winters. 
Und wir fordern den Einsatz der Grün-Ro- 
ten Landesregierung, um diese humanitäre 

Maßnahme bundesweit zu unterstützen.“ 
Die Landesregierung betreibt derzeit 
eine systematische Rückführung und Ab- 
schiebung von abgelehnten Asylsuchen- 
den aus den sog. „sicheren Herkunftsstaa- 
ten“. Eine Aussetzung von Abschiebungen 
über den Winter gab es noch vor 2 Jahren 
Familien mit Kindern. Angesichts der der- 
zeitigen Aufenthaltsbeendigungspolitik 
gegenüber Flüchtlingen aus dem Westbal- 
kan erscheint dies politisch unrealistisch, 
wäre aber gerade für eine grünrote Landes- 

regierung mehr als menschlich geboten. 

Ouelle: http.://fluechtlingsrat-bw.de 
08.12.2015 I 
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„Proti Stassi” - Flüchtlings- 
hilfe auf der Insel Lesbos 


Während das Land am Rande des Staats- 
bankrotts dahinsegelt, spitzt sich die 
Lage für Flüchtlinge auf den Inseln der 
griechischen Ägäis immer mehr zu: für 
tausende Syrer, Afghanen und Andere, 
die von der türkischen Küste aus in klei- 
nen Schlauchbooten Europa zu erreichen 
versuchen, ist die gefährliche Reise mit 
der Ankunft auf Lesbos, Chios, Kos oder 
Samos noch nicht beendet. 

Nach zwei Erkundungsreisen in den 
vergangenen Wochen haben wir uns ent- 
schlossen, ein eigenes, humanitäres Pro- 
gramm für den Norden der Insel zu star- 
ten. Ziel des Projekts „Proti Stassi“ 
(„Erste Station“) ist es, für die Flücht- 
linge, die im Bereich der Stadt Molyvos 
die Küste erreichen, eine Erstversor- 
gung zu gewährleisten und — nach Mög- 
lichkeit — für die geordnete Weiterreise 
zu sorgen. 

Ouelle: http://www.borderline-europe.de 
12-201 0 


Protest gegen nächtliche 
Sammelabschiebung 


ERFURT. In der Nacht vom 15.12. zum 
16.12. protestierten in Erfurt zwischen 4 
Uhr und 5:30 Uhr etwa 20 Menschen in 
der Magdeburger Allee gegen eine weite- 
re Sammelabschiebung aus Thüringen. 
Erneut wurden mehrere Familien nach 
Serbien und Kroatien abgeschoben. Die 
Protestierenden versuchten durch eine 
Sitzblockade die Abfahrt eines Polizei- 
fahrzeugs zu verhindern. Darin befand 
sich eine Familie, die nach Serbien abge- 
schoben werden sollte. 

Der Blockade scheiterte, da sie von den 
anwesenden Polizist"innen gewaltsam 
aufgelöst wurde. Somit konnte die Ab- 
schiebung nicht verhindert werden, je- 
doch zeigten die Protestierenden ihre Wut 
und Kritik an Abschiebungen mittels 
Sprechchören und Transparenten. Insbe- 
sondere forderten sie ein Bleiberecht für 
geflüchtete Rrom*nja. 

Über 90% der Geflüchteten aus den 
sog. „sicheren Herkunftsstaaten‘“ in Süd- 
osteuropa gehören der Minderheit der 
Rrom*nja an. Sie werden dort massiv dis- 
kriminiert, was jedoch vom deutschen 
Staat nicht als Fluchtgrund anerkannt 
wird. Obwohl Rrom*nja in diesen Län- 
dern in ihrer Existenz bedroht sind, wur- 
den sie auch heute wieder von der deut- 
schen Polizei gewaltsam dorthin zurück 
gebracht. 

Die Polizei ging teilweise sehr rabiat 
gegen die Menschen in der Sitzblockade 
vor. Mehrere Protestierende wurden 
leicht verletzt. 

Quelle: Pressemitteilung thevoicerefu- 

geeforum@riseup.net 16.12.2015 I 
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Aktuelle Zahlen zur 
„Freiwilligen Rückkehr” 
und zu Abschiebungen 


Am 9.12.2015 veröffentlichte der ME- 
DIENDIENST Integration eine auf- 
schlussreiche Statistik, die auf die Frage 
eingeht, wie viele Menschen Deutsch- 
land freiwillig verlassen, nachdem ihr 
Asylantrag abgelehnt wurde. 

Die Erkenntnis, dass in 2015 rund 17000 
Menschen abgeschoben wurden (in Nie- 
dersachsen 798), während 35000 unter An- 
spruchnahme von Rückkehrprogrammen 
das Land „freiwillig“ verließen (in Nieder- 
sachsen 2841) mag viele überraschen, aber 
zeigt, dass viele Flüchtlinge unter dem 
Druck der Verhältnisse lieber „freiwillig“ 
gehen, als sich abschieben zu lassen. 

Wie Peter Altmaier (CDU) in der 
„Neue Osnabrücker Zeitung“ (NOZ) aus- 
führt, lag die Zahl der abgelehnten Asyl- 
bewerber_innen, die im Laufe des Jahres 
2015 in die Heimat zurückgekehrt sind, 
bis November bei mehr als 50000 Men- 
schen (Artikel Neue Osnabrücker Zei- 
tung). Der neben der Statistik von ME- 
DIENTDIESNT (http://mediendienst-in- 
tegration.de) veröffentlichte Artikel stellt 
jedoch klar, dass viele abgelehnte Asylbe- 
werber_innen aufgrund von Problemen 
bei der Beschaffung von Reisedokumen- 
ten oder wegen Vorliegen von Krankheit 
Deutschland nicht verlassen können. Die- 
se Menschen, die aus Gründen, die sie 
nicht zu vertreten haben nicht abreisen 
können und deren Zahl 2014 laut Bundes- 
regierung etwa 113000 betrug, müssen 
sich also oft für eine zu lange Zeit mit ei- 
nem Geduldeten-Status abfinden. 

Ouelle: http://www.nds-fluerat.org 
16.12.2014 0 


Falsche Syrer”: Bundes- 
regierung redet sich raus 


„Nachdem nun schwarz auf weiß fest- 
steht, dass die Behauptungen des Bun- 
desinnenministers zu den angeblich 30 
Prozent ‚falschen Syrern‘ schlichtweg 
falsch sind, versucht sich die Bundesre- 
gierung herauszuwinden. Da werden 
haltlose Verdächtigungen schöngeredet, 
anstatt sich einfach mal öffentlich zu ent- 
schuldigen“, kommentiert Ulla Jelpke, 
innenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE, die Antwort der Bundesre- 
gierung auf eine Kleine Anfrage (BT- 
Drs. 18/6825). Jelpke weiter: 

„Die Bundesregierung gibt nun endlich 
zu, dass zur Frage von Fälschungen oder 
Manipulationen bei Identitätsdokumenten 
von Flüchtlingen keinerlei valide Zahlen 
vorliegen. Auch eine fundierte Schätzung 
hierzu sei nicht möglich. Auf einmal sol- 
len de Maizieres Behauptungen nur als 
‚Hinweis auf eine mögliche Dimension 
des bestehenden Dunkelfeldes‘ zu deuten 
sein. Statt in seine Glaskugel zu schauen 
und plumpe Agitation zur Diffamierung 


von Schutzsuchenden zu betreiben, sollte 
der Bundesinnenminister sich lieber mit 
den Fakten und der Realität auseinander- 
setzen. Tatsächlich werden nur acht Pro- 
zent der syrischen Dokumente in irgend- 
einer Form „beanstandet“, was im Übri- 
gen nicht gleichzusetzen ist mit einer 
Täuschung über die Nationalität. Dieser 
Wert entspricht exakt dem Durchschnitts- 
wert in Bezug auf alle Herkunftsstaaten 
und spiegelt offenbar flüchtlingstypische 
Realitäten wider. Selbst die Bundespoli- 
zei gibt an, dass die Mehrzahl der bean- 
standeten Dokumente tatsächlich durch 
syrische Migranten und nicht von Ange- 
hörigen anderer Nationen genutzt wer- 

den.“ 
Quelle: http://www.ulla-jelpke.de 
14.12.2015 0 


Deutlich mehr Abschiebun- 
gen per Flugzeug 


In den ersten zehn Monaten dieses Jahres 
wurden dem Bundespolizeipräsidium zu- 
folge knapp 15000 Menschen abgescho- 
ben. Im Vergleich zum Vorjahr ist das 
eine Verdopplung. An der Spitze der 
Bundesländer mit den meisten Abschie- 
bungen liegt das rot-grün regierte Nord- 
rhein-Westfalen. 

Deutlich mehr Menschen ohne Bleibe- 
recht sind in diesem Jahr per Flugzeug 
aus Deutschland abgeschoben worden als 
im Vorjahr. Von Januar bis Ende Oktober 
wurden 14875 Menschen zurückgeflo- 
gen, wie das Bundespolizeipräsidium in 
Potsdam dem Evangelischen Pressedienst 
mitteilte. Im gesamten Jahr 2014 waren 
es 8557 Menschen. Abgebrochen werden 
musste in diesem Jahr die Abschiebung 
von 514 Personen (3,5 Prozent) auf allen 
deutschen Flughäfen. 

Am größten deutschen Flughafen in 
Frankfurt am Main war die Steigerung 
wesentlich geringer. Dort wurden von Ja- 
nuar bis Oktober 3087 Menschen abge- 
schoben gegenüber 2747 im vergangenen 
Jahr. Viele Überstellungen in andere EU- 
Staaten aufgrund der Dublin-Verordnung, 
insbesondere von Syrern, seien während 
des Jahres storniert worden, sagte die 
ehemalige Abschiebungsbeobachterin der 
Kirchen in Frankfurt, Diana Nunez. Sam- 
melabschiebungen per Charterflugzeugen 
habe es im Herbst vor allem nach Alba- 
nien und ins Kosovo gegeben. 


NRW mit den meisten Abschiebungen 


Dagegen erwartet die Abschiebungsbe- 
obachterin der Diakonie, Dalia Höhne, 
für den Flughafen Düsseldorf einen star- 
ken Anstieg der Abschiebungen abge- 
lehnter Asylbewerber. Bis Ende des Jah- 
res rechne sie mit rund 5000 sogenannten 
Rückführungen gegenüber 2000 im Vor- 
jahr. Derzeit flögen ein- bis zweimal in 
der Woche Chartermaschinen Gruppen in 
die Herkunftsländer. Hinzu kämen Ein- 
zelabschiebungen mit Linienflügen. 


Tatsächlich hat Nordrhein-Westfalen in 
den ersten zehn Monaten dieses Jahres so 
viele abgelehnte Asylbewerber abgescho- 
ben wie kein anderes Bundesland. Mit 
3293 Rückführungen bis Ende Oktober 
2015 habe man bundesweit die meisten 
Abschiebungen vorgenommen, teilte das 
Düsseldorfer Innenministerium mit. Im 
gesamten Vorjahr waren es noch insge- 
samt 2929 gewesen. 

„In NRW schieben wir konsequent ab“, 
sagte Innenminister Ralf Jäger (SPD). 
Die meisten abgelehnten Asylbewerber 
reisten nach Beratung durch die Auslän- 
derbehörden freiwillig aus. So kehrten bis 
Ende November 2015 insgesamt 6.916 
Menschen mit Unterstützung durch die 
Internationale Organisation für Migration 
freiwillig in ihre Heimat zurück. Im Vor- 
jahr waren es noch 3570. 

Ouelle: http://www.migazin.de 
10.12.2015 WM 


EU: Aufbau neuer 
Grenzschutz-Agentur 


1,5 Millionen Flüchtlinge sind in diesem 
Jahr in die Europäische Union einge- 
reist. Die EU-Kommission will deshalb 
die Grenzen stärker überwachen und da- 
für eine neue Organisation gründen. 
Die Europäische Union will angesichts 
des Flüchtlingsandrangs den Grenz- 
schutz deutlich verstärken und dafür eine 
neue Agentur aufbauen. Der Vize-Präsi- 
dent der EU-Kommission, Frans Tim- 
mermans, präsentierte dem EU-Parla- 
ment in Straßburg am Dienstag Pläne für 
eine Europäische Grenz- und Küstenwa- 
che. Bundesaußenminister Frank-Walter 
Steinmeier (SPD) begrüßte das Vorha- 
ben. Damit würden „Lehren aus den De- 
fiziten der Vergangenheit“ gezogen. EU- 
Angaben zufolge erreichte die Zahl der 
illegalen Grenzübertritte in diesem Jahr 
einen Rekord von rund 1,5 Millionen. 
Die EU-Kommission schlägt weitrei- 
chende Maßnahmen vor: Die bisherige 


Quelle: http://linkezeitung.de 


ap 


Agentur Frontex soll verstärkt und zu ei- 
ner neuen Europäischen Grenz- und Küs- 
tenwache umgebaut werden. Als Herz- 
stück ist eine Bereitschaftstruppe mit 
1500 Mitarbeitern vorgesehen. In einem 
Lagezentrum soll die Situation an den 
Außengrenzen überwacht werden. 

Bisher konnte Frontex nur eingreifen, 
wenn ein Mitgliedsstaat darum bat. Die 
Teams der neuen Organisation sollen da- 
gegen auch gegen den Willen der betrof- 
fenen Länder entsandt werden, wenn die- 
se ihre Grenzen nicht schützen können 
oder wollen. 

Außerdem kämpft Frontex bislang mit 
einer Knappheit an Material und Perso- 
nal, weil die Behörde auf die Unterstüt- 
zung der Mitgliedsstaaten angewiesen ist. 
Die Europäische Grenz- und Küstenwa- 
che soll eigene Mitarbeiter haben — dop- 
pelt so viele wie Frontex. Innerhalb der 
Organisation soll es außerdem ein Amt 
für Rückführungen geben, das beispiels- 
weise Flüge für abgelehnte Asylbewerber 
organisiert. 

Die EU-Kommission bezeichnete die 
Maßnahmen als dringend notwendig. 
„Was als Problem an unseren Außengren- 
zen anfıng, stellt letztendlich das ganze 
Schengen-System infrage“, sagte Vize- 
Kommissionspräsident Timmermans in 
Straßburg. Wegen der Reisefreiheit ohne 
Grenzkontrollen innerhalb Europas sei 
die Überwachung der Außengrenzen 
umso wichtiger. „Kontrollen sind wesent- 
lich für unsere Sicherheit.“ 

Nach Angaben der EU sind etwa 5000 
Europäer in Konfliktgebiete gereist, um 
sich Terrorgruppen wie dem „Islamischen 
Staat“ anzuschließen. Nach ihrer Rück- 
kehr seien manche von ihnen an Anschlä- 
gen beteiligt gewesen. Im Zuge der Grün- 
dung einer neuen Grenz- und Küstenwa- 
che sollen deshalb auch die Passkontrol- 
len verschärft werden. So ist geplant, bei 
jeder Ausreise automatisch die Daten der 
Reisenden mit verschiedenen Datenban- 
ken abzugleichen — beispielsweise um zu 
überprüfen, ob ein Pass als gestohlen ge- 
meldet wurde. 

Die EU- 
Grenzschutz- 
agentur Frontex 
teilte unterdessen 
in Warschau mit, 
die Zahl der an- 
kommenden 
Flüchtlinge in 
Griechenland 
und Italien sei im 
November im 
Vergleich zu den 
Vormonaten 
zwar deutlich zu- 
rückgegangen; 
insgesamt seien 
aber allein in 
Griechenland bis 
Dezember 16 
Mal mehr Men- 


schen angekommen als im gleichen Zeit- 
raum des Vorjahres. 

Durch die Weiterreise der Flüchtlinge 
über den Balkan stieg die Zahl illegaler 
Grenzübertritte in dieser Region zwi- 
schen Januar und November auf 667 000. 
Frontex wies jedoch darauf hin, dass eini- 
ge Menschen mehrfach gezählt werden — 
beispielsweise wenn sie zunächst nach 
Griechenland einreisen, dann die EU auf 
dem Weg nach Norden wieder verlassen 
und später über Ungarn oder Kroatien er- 
neut EU-Territorium betreten. 

Quelle: http://www.migazin.de 
17.12.2015 M 


Pro Asyl zum EU-Gipfel: 
Erosion der Menschenrechte 


Anlässlich des EU-Gipfels warnt Pro 
Asyl die EU-Staats- und Regierungs- 
chefs vor einer Erosion der Menschen- 
rechte. Die Pläne der EU-Kommission 
zum Ausbau von Frontex und zu ver- 
mehrten Abschiebungen aus den Grenz- 
regionen zielen auf eine Aushebelung der 
Menschenrechte an den EU-Grenzen. 
Zurückweisungen an den Grenzen und 
Abschiebungen in Staaten wie etwa Af- 
ghanistan oder den Iran sind inakzepta- 
bel. Pro Asyl appelliert an die Bundes- 
kanzlerin: „Deutschland muss sein gan- 
zes Gewicht in die Waagschale werfen, 
es droht sonst eine Erosion der Men- 
schenrechte‘“ warnt Günter Burkhardt, 
Geschäftsführer von Pro Asyl. „Die Bun- 
deskanzlerin darf die Pläne der EU-Kom- 
mission zum Ausbau von Frontex nicht 
durchwinken.“ 

In ihrer Regierungserklärung vor dem 
EU-Gipfel hat Bundeskanzlerin Merkel 
gesagt: „Abschottung ist im 21. Jahrhun- 
dert keine vernünftige Option“. 

Die Pläne der EU-Kommission sind der 
Freibrief für völkerrechtswidrige Zurück- 
weisungen an den EU-Grenzen. Frontex 
soll den Schutz der Außengrenzen eigen- 
mächtig in die Hand nehmen und dafür 
mit den entsprechenden Ressourcen und 
Kompetenzen ausgestattet werden. Es 
drohen schwere Rechtsverletzungen. Dies 
zeigt die Äußerung von Bundesinnenmi- 
nister Thomas de Maiziere (1), Frontex 
solle die Rückführung von Schiffen zu ih- 
rem Startpunkt veranlassen. Die Grenz- 
schutzagentur könne „dann ein Schiff da- 
hin zurückschleppen, wo es hergekom- 
men ist — zum Beispiel in die Türkei“, so 
de Maiziere in einem Interview am 
13.12.Solche Zurückweisungen sind völ- 
kerrechtswidrig und damit ein massiver 
Verstoß gegen das Non-Refoulement-Ge- 
bot (Art. 33 Genfer Flüchtlingskonventi- 
on) und die Europäische Menschen- 
rechtskonvention. Aus der Türkei gibt es 
bereits wenige Wochen nach dem Deal 
mit der EU alarmierende Berichte über 
Menschenrechtsverletzungen. 


Fortsetzung Seite 13 
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Bereitet die Türkei ein Massaker an 


Kurden vor? 


Was gerade in den kurdischen Gebieten 
in der Türkei vorgeht gleicht einem 
Kriegszustand. Die Regierung hat völlig 
die Kontrolle verloren. Wenn man den 
Erklärungen und Äußerungen der Regie- 
rung folgt, wie sie die Probleme lösen 
wolle, entsteht sehr schnell der Eindruck, 
als ob die Türkei mit einer „feindlichen 
Macht von Außen im Krieg wäre“. 

In den letzten 6 Monaten wurde min- 
destens 53 mal in verschiedenen Städten 
der Ausnahmezustand ausgerufen. Wäh- 
rend der wochenlang andauernden Aus- 
nahmezuständen, dürfen die Menschen 
manchmal 24 Stunden lang nicht ihre 
Häuser verlassen. Dramatisch ist auch 
wie die Sicherheitskräfte in diesen Gebie- 
ten vorgehen. Viele Stadtteile wurde in 
Schutt und Asche gelegt. Die Bilder äh- 
neln den Bilder in Syrien. Bisher haben 
diese Angriffe über 1000 Menschen das 
Leben gekostet. 

In Cizre und Silopi wird ein General- 
angriff vorbereitet 


In den letzten Tagen sind insbesondere 
die Entwicklung in Cizre und Silopi be- 
sorgniserregend. Alle Lehrer die nicht 
aus der Gegend stammen, wurden von 
der Regierung per SMS aufgefordert die 
Stadt zu verlassen. In den Schulen quar- 
tieren sich Spezialeinheiten ein. Das Mi- 
litär brachte ungewöhnlich große Men- 
gen Medikamente und Blutreserven in 
die Provinz. Der Grenzübergang Khabur 
wurde für 15 Tage lang geschlossen. Der 
Premierminister Davutoglu kündigte an, 
wenn es sein muss, werde man von Haus 
zu Haus gehen und alle „Terroristen“ eli- 
minieren. ... 


Trotz allem leistet das kurdische 
Volk Widerstand! 


...Panzer walzen alles nieder was ihnen 
auf den Weg kommt. Häuser, Bäckereien, 
Läden und Cafes werden niedergebrannt. 
Aber, all diese Gewalt kann den Wider- 
stand der Menschen nicht brechen. Sie 
gehen zu Tausenden auf die Straßen. Mit 
vielfältigen Protestaktionen wehren sie 
sich. Trotz des Risikos von den Scharf- 
schützen erschossen zu werden gehen sie 
mit Tausenden ihre Toten begraben. Auf 
der anderen Seite versuchen sie unter 
diesen Umständen neue Wege zur Kin- 
derbetreuung, Organisierung gegenseiti- 
ger Hilfe etc., zu finden und das tägliche 
Leben fortzuführen. 


Die EU trägt Mitschuld 


... Die Beitrittsgespräche sollen vorange- 
bracht werden. Auch wenn die Gesprä- 
che ergebnisoffen geführt werden, ist es 
ein Signal dafür, dass sich die EU einen 
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Dreck um die Menschenrechte in der 
Türkei schert. Nichts außer Heuchelei. 
Weil die Türkei die Geflüchteten nicht 
nach Europa durchlassen soll, wird sie 
hofiert. 

Der Menschenrechtsverein (IHD) gibt 
in seinem Bericht für 2015 bekannt, dass 
in der Türkei in Jahr 2015 3377 Men- 
schen, weil sie an Protestaktionen teilge- 
nommen haben, in U-Haft genommen 
wurden. 201 von ihnen erhielten Haftstra- 
fen. 256 Aktivitäten wurden verboten und 
432 HDP-Büros wurden angegriffen. 
Über 30 Journalisten sind inhaftiert, sogar 
Richter, Staatsanwälte und Anwälte wer- 
den, wenn sie nicht nach den Vorgaben 
der Regierung handeln, eingeschüchtert 
oder wie im Falle Tahir Elci, der Vorsit- 
zender des Anwaltsverbandes in Diyarba- 
kir, auf offener Straße ermordet. 
Deutschland und die EU müssen mit 
der Heuchelei aufhören und jegliche 
Kontakte und Gespräche mit der Tür- 
kei ruhen lassen! Die türkische Regie- 
rung muss wieder zum Verhandlungs- 
tisch zurückkehren! Die Ausnahmezu- 
stände und die Gewalt in den kurdi- 
schen Gebieten müssen aufhören! 

DIDF-Bundesvorstand 


Erdogans Krieg gegen die 
Kurden führt zur Massen- 


flucht aus Nordkurdistan 
Bürgerkriegsähnliche Zustände prägen 
derzeit die kurdischen Gebiete in der 
Türkei. Mit Panzern, Kampfhubschrau- 
bern und einem breiten Aufgebot von 
Soldaten, Spezialeinheiten und Polizisten 
schreiten türkische Sicherheitskräfte ge- 
gen die kurdische Zivilbevölkerung in 
mehr als 17 Ortschaften im Südosten der 
Türkei (Nordkurdistan), in denen eine to- 
tale Ausgangssperre verhängt worden ist, 
vor. Vielerorts sind die Wände von Woh- 
nungen und anderen Gebäuden mit un- 
zähligen Einschusslöchern versehen. Die 
Zahl der von türkischen Sicherheitskräf- 
ten getöteten Zivilisten seit den Wahlen 
vom vergangenen Juni ist in den letzten 
Tagen auf mehr als 170 gestiegen. Jüngs- 
tes Opfer ist der Staatsgewalt ist das un- 
geborene Kind von Güler Yanak aus Ciz- 
re, die im siebten Monat schwanger war. 
Im Krankenhaus wurde festgestellt, dass 
eine Kugel ihr ungeborenes Kind traf. 

In den letzten Wochen und Monaten 
wurde in 17 Ortschaften insgesamt 52 
Ausgangssperren von mindestens 10 Ta- 
gen verhängt. Neben der Strom- und 
Wasserversorgung wurden in den meisten 
der betroffenen Gebiete auch die Telefon- 
und Internetleitungen gekappt. 

Örtlichen Angaben zufolge wird mit 


brutalster Gewalt gegen die Zivilbevölke- 
rung vorgegangen. Scharfschützen haben 
sich auf Dächern verschanzt. Die Wohn- 
gebiete sind einem willkürlichen Be- 
schuss durch Mörsergranaten von Luft 
und Boden ausgesetzt. Rund 200000 
Menschen befinden sich derzeit auf der 
Flucht aus den angegriffenen Gebieten. 


„Kein Krieg gegen die PKK, sondern 
gegen die Zivilbevölkerung” 


Emine Ayna, Co-Vorsitzende der Demo- 
kratischen Partei der Regionen (DBP), 
erklärte gegenüber Civaka Azad: „Der 
türkische Staat führt einen gezielten 
Krieg gegen die kurdische Bevölkerung. 
Die Aussagen, es handele sich um Opera- 
tionen gegen die PKK, dienen allein 
dazu, die Öffentlichkeit in die Irre zu 
führen. Erdogan nimmt Rache an den 
Kurden, weil sie zu einem Machtverlust 
der AKP führten und Erdogans Plänen ei- 
ner Präsidialdiktatur im Weg stehen. Bis- 
her wurde bei den Angriffen kein einzi- 
ger Kämpfer der PKK getötet. Dagegen 
sind dutzende ziviler Todesopfer zu be- 
klagen. Während es sich bei dem jüngs- 
ten Opfer um ein gerade einmal 35-Tage 
altes Baby handelt, wurden auch mehrere 
Personen ermordet, die älter als 80 Jahre 
alt sind. Hunderte Menschen haben zum 
Teil schwerste Verletzungen davongetra- 
gen.“ 

Selbst Devlet Bahceli, der Vorsitzende 
der ultranationalistischen MHP, der für 
seine kurdenfeindlichen Äußerungen be- 
kannt ist, sprach in der letzten Fraktions- 
sitzung von einer ethnischen Säuberung, 
dessen Namen noch nicht benannt ist. 

Laut von Besime Konca, Abgeordnete 
der Demokratischen Partei der Völker 
(HDP), werden in den betroffenen Gebie- 
ten die Menschen gewaltsam aus ihren 
Häusern vertrieben: „Die türkischen Si- 
cherheitskräfte vertreiben nicht nur die 
Menschen aus ihren Häusern. Diese wer- 
den ebenfalls danach von ihnen besetzt. 
Außerdem werden Nahrungsmittel, die 
von den Menschen aufgrund der drohen- 
den Ausgangssperren in Mengen depo- 
niert wurden, beschlagnahmt. In Silopi 
wurde das neben dem Strafgerichtsgebäu- 
de befindliche Hotel ebenfalls besetzt und 
dessen Besitzer mit Gewalt vertrieben“ 
„EU-Verhandlungen mit der Türkei 
über Flüchtlingskrise bei neuer Mas- 
senflucht aus Nordkurdistan 
aufgrund AKP-Kriegspolitik” 

Songül Karabulut, Exekutivratsmitglied 
des Kurdistan Nationalkongress (KNK) 
appelliert indessen an die deutsche und 
europäische Öffentlichkeit: „Während 
die EU mit der Türkei darüber debattiert, 
wie der Flüchtlingsstrom nach Europa 


— 


„Schnelle Eingreiftruppen”: Abschie- 
bungen durch Frontex 

Darüber hinaus sollen Abschiebungen 
von abgelehnten Asylsuchenden voran- 
getrieben werden. Im am 15.12. veröf- 
fentlichten Fortschrittsbericht der Kom- 
mission zur Implementierung des Hot- 
spot in Griechenland fordert die Kom- 
mission Griechenland sogar explizit auf, 
den Fokus auf Rückführungen von 
Schutzsuchenden aus Pakistan, dem Iran 
und Bangladesch zu legen. Selbst in das 
von Gewalt erschütterte Afghanistan sol- 
len Flüchtlinge abgeschoben werden. 
Schutzsuchende aus diesen Staaten wer- 
den in Deutschland in hohem Maße als 
schutzbedürftig anerkannt. Die bereinigte 
Schutzquote betrug im 1. Halbjahr 2015: 
Afghanistan 76,3% 

« Iran 86,9% 

« Pakistan 21,7% 

«e Bangladesch 22,0 %. 

Frontex soll in Europas Abschiebema- 
schinerie künftig eine noch entscheiden- 
dere Rolle spielen. Dem Verordnungs- 
Vorschlag der Kommission zufolge soll 
ein Rückführungsbüro bei der Agentur 
angesiedelt werden. Auch sogenannte 
„Schnelle Eingreiftruppen für Rückfüh- 
rungen sind vorgesehen“. (Art. 31). 

Der Ausbau von Frontex zu einer euro- 
päischen Agentur für Grenz- und Küsten- 
schutz mit supranationalen Interventions- 
rechten wird den europäischen Flücht- 
lingsschutz massiv aushöhlen. 


Externalisierung von Grenzkonirollen 


Die europäischen Architekten der Festung 
Europa entwerfen neue Abwehrszenarien. 
Die Verordnung sieht auch eine engere 
Kooperation der Agentur mit sogenann- 
ten „Drittländern“ vor. Die Auslagerung 
von Grenzkontrollen in Transit- und Her- 
kunftsländer soll nun durch die Entsen- 
dung von Verbindungsbeamten und der 
Organisation gemeinsamer Einsätze mit 
„Drittländern‘“ — auch in deren Hoheitsge- 

biet — weiter forciert werden. (Art. 53) 
Quelle: Presseerklärung Pro Asyl 
17.12.2015 I 


Datenaustausch beschleu- 
nigt Asylverfahren nicht 


Das geplante Gesetz zum intensiveren 
Datenaustausch der Asyl- und Ausländer- 
behörden wird nach Einschätzung von 
Pro Asyl die Asylverfahren nicht be- 
schleunigen. Vielmehr würden Entschei- 
dungen getroffen, die die Verfahren in 
Länge ziehen. 


Die Flüchtlingsorganisation Pro Asyl 
ist skeptisch, ob das geplante Gesetz zum 
intensiveren Datenaustausch der Asyl- 
und Ausländerbehörden schnellere Ver- 
fahren ermöglicht. Es sei nachvollziehbar, 
dass nicht mehr Bundespolizei, Landes- 
aufnahmestellen und Bundesbehörden je- 
weils eine Akte über jeden einzelnen 
Flüchtling anlegen sollen und damit Dop- 
pelarbeit machten, sagte Geschäftsführer 
Günter Burkhardt dem Evangelischen 
Pressedienst. Dennoch fehle eine politi- 
sche Vorgabe darüber, wie Verfahren tat- 
sächlich beschleunigt werden können, 
kritisierte er und ergänzte: „Die Haupt- 
bremse für schnellere Verfahren ist der 
Bundesinnenminister.“ 

Burkhardt verwies auf die Entschei- 
dung der Innenminister von Bund und 
Ländern, bei syrischen Flüchtlingen wie- 
der jeden Einzelfall vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge prüfen zu las- 
sen. „Das zieht Verfahren in die Länge“, 
sagte er. Die Rückkehr der Dublin-Regel 
für Syrer, wonach sie in dem Land Asyl 
beantragen müssen, über das sie einge- 
reist sind, führe außerdem zu bürokrati- 
schem Mehraufwand. ‚Das bedeutet, dass 
fünfmonatige Verfahren zur Überstellung 
nach Kroatien oder Ungarn geführt wer- 
den — ohne Ergebnis, weil diese Länder 
die Menschen nicht zurücknehmen“, er- 
klärte er. Zudem forderte er eine Altfallre- 
gelung, um das Bundesamt vom Antrags- 
stau zu befreien. 

Ein technisches Gesetz über den besse- 
ren Datenaustausch werde nicht zu einer 
Beschleunigung führen, vermutet der Pro- 
Asyl-Geschäftsführer. Das Bundeskabi- 
nett hat sich am Mittwochvormittag mit 
der Gesetzesvorlage von Bundesinnenmi- 
nister Thomas de Maiziere (CDU) befasst. 
Nach seinen Plänen sollen die Daten von 
Flüchtlingen über ein Kerndatensystem 
künftig besser zwischen den verschiede- 
nen Behörden, der Polizei und auch der 
Bundesagentur für Arbeit vernetzt wer- 
den. Ein erklärtes Ziel des Gesetzes ist die 
Beschleunigung der Asylverfahren, indem 
etwa Mehrfacherfassungen durch ver- 
schiedene Stellen vermieden werden. 

Burkhardt äußerte zu dem Gesetzesvor- 
haben auch datenschutzrechtliche Beden- 
ken. „Der Datenfluss zwischen den Be- 
hörden ruft Unbehagen hervor“, sagte 
Burkhardt. Dieser dürfe nicht „uferlos“ 
werden. „Ich sehe die Tendenz, dem Da- 
tenschutz keinen großen Stellenwert mehr 
einzuräumen“, sagte er. 

Quelle: http://www.migazin.de 
10.12.2015 I 


Bleiberecht für Opfer von 
rassistischer Gewalt 


ALTENBURG. In Altenburg gab es in der 
Nacht zum 7. Dezember 2015 einen wei- 
teren Brandanschlag auf ein bewohntes 
Haus. Der mittlerweile siebte Brandan- 
schlag in diesem Jahr in Thüringen* er- 
reicht eine erschreckende Dimension der 
Gewalt. Billigend wird der Tod von Men- 
schen in Kauf genommen. Insgesamt 
wurden 10 Menschen verletzt, darunter 
ein Säugling. Der Flüchtlingsrat Thürin- 
gen e.V. verurteilt die zunehmende ras- 
sistische Gewalt im Freistaat aufs 
Schärfste. „Der Verein fordert von Lan- 
desregierung, Polizei und Behörden eine 
konsequente Strafverfolgung sowie ein 
Bleiberecht für die in Altenburg betroffe- 
nen Flüchtlinge“, so Martin M. Arnold 
vom Flüchtlingsrat Thüringen. „Den Tä- 
tern muss auch auf diesem Weg gezeigt 
werden, dass sie keinen Erfolgt haben 
werden, Schutzsuchende zu gefährden.“ 

„BewohnerInnen von Flüchtlingsunter- 
künften können vielerorts nicht mehr ru- 
hig schlafen. Solche Anschläge zielen auf 
das Leben von Schutzsuchenden ab. Bei 
derart vielen Anschlägen und Übergriffen 
in diesem Jahr muss man von rassisti- 
schem Terror sprechen“, so Martin M. Ar- 
nold weiter. 

Die Opfer des jüngsten Brandanschla- 
ges sollen Berichten zu Folge in andere 
Unterkünfte umverteilt werden. Der 
Flüchtlingsrat kritisiert, dass eine Umver- 
teilung allein kein entschlossenes Han- 
deln aller Verantwortlichen zeigt. Wie 
auch nach dem Brandanschlag in Friemar 
fordert der Verein die Landesregierung 
und beteiligten Behörden auf, den betrof- 
fenen Menschen unverzüglich ein Bleibe- 
recht zu gewähren. 

Auch der bundesweite „Verband der 
Beratungsstellen für Betroffene rechter, 
rassistischer und antisemitischer Gewalt“ 
fordert ein sofortiges Bleiberecht für die 
Opfer derartiger Gewalttaten. „Es ist nun 
endgültig an der Zeit, umfassende Maß- 
nahmen zum Schutz der Geflüchteten 
einzuleiten. Vor allem ist das entschlosse- 
ne Handeln von Landesregierung, Behör- 
den und Polizei gefragt. Die Solidarität 
der Zivilgesellschaft mit den Geflüchte- 
ten ist zentral, um rassistische Tendenzen 
zurückzudrängen. Wir müssen zeigen, 
dass dieser klare rassistische Terror nicht 
akzeptiert wird.“ so Arnold. 

Bereits im Juli forderte die Bundesar- 
beitsgemeinschaft Pro Asyl die Umset- 
zung mehrerer Präventionsmaßnahmen. 


gestoppt werden kann, befinden sich ge- 
rade über 200000 Menschen in den kur- 
dischen Gebieten der Türkei auf der 
Massenflucht. In den 1990er Jahren wur- 
den Dörfer verbrannt und entvölkert. 
Nun wird dieselbe Kampfplanung dieses 
Mal auf ganze Stadtteile übertragen. Er- 
dogan führt einen Rachefeldzug gegen 


die Kurden, die sowohl für seine Dikta- 
turbestrebungen im Inland als auch seine 
Expansionsambitionen im Ausland ein 
Hindernis darstellen. Die Bundesregie- 
rung und die EU müssen Druck auf die 
Türkei ausüben, damit sie diesen Krieg 
gegen die kurdische Zivilbevölkerung 
beenden. JournalistInnen und Menschen- 


rechter müssten schleunigst in die betrof- 
fenen Gebiete reisen. Nur durch das Ein- 
schreiten der Politik kann ein größeres 

Massaker verhindert werden.“ 
Pressemitteilung von Civaka Azad — 
Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeits- 
arbeit e.V., 21.12.2015 
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Die Polizei ist demnach angehalten, loka- 
le Gefährdungsanalysen zu erstellen und 
gezielt Gebiete stärker zu bestreifen. Da- 
rüber hinaus ist eine konsequente Straf- 
verfolgung und die Intensivierung der Er- 
mittlungen notwendig. Auch müssen end- 
lich die bedrohlichen Versammlungen 
rechtsextremer und rassistischer Men- 
schen im Umfeld von Unterkünften kon- 
sequent unterbunden werden. Martin M. 
Arnold dazu: „Es ist doch bezeichnend, 
dass am Tag zuvor Thügida in Altenburg 
aufmarschierte und gezielt Hetze gegen 
Flüchtlinge platzierte.“ 
Ouelle: http://www.fluechtlingsrat-thr.de 
8.12.2015 


Willkommensinitiative muss 
draußen bleiben 


CELLE-SCHEUEN. Seit dem 1. Oktober hat 
die „Willkommensinitiative‘“ des „Ar- 
beitskreis Ausländer“ einmal in der Wo- 
che im Notaufnahmelager Celle-Scheuen 
Flüchtlinge ehrenamtlich zu Fragen des 
Asylverfahrens informiert. Damit ist jetzt 
Schluss. Mitten während der Infostandes 
am vergangenen Mittwoch forderte der 
Leiter der von den Maltesern betriebenen 
Einrichtung das sechsköpfige Team auf, 
das Gelände sofort zu verlassen. Er habe 
sich bei ihr für die geleistete Arbeit be- 
dankt, sei aber — so die Sprecherin der 
Gruppe, Cornelia Döllermann-Nölting — 
eine Begründung für den Rausschmiss 
schuldig geblieben. Die engagierte Arbeit 
der Initiative sei bei den Geflüchteten 
sehr gut angekommen: „In der Regel hat- 
ten wir Dolmetscherinnen für Arabisch, 
Albanisch und Farsi dabei und haben so 
oder in Englisch dem größten Teil der Ge- 
flüchteten im Lager das deutsche Asyl- 
verfahren erläutern können. Wir haben 
darüber hinaus vielsprachige Info-Bro- 
schüren des Informationsverbundes Mi- 
gration & Asyl verteilt, der unter anderem 
getragen wird von AWO, Caritas, Paritäti- 
schem und Diakonie. Insbesondere haben 
wir jedes Mal über die Gründe der aktuel- 
len Verfahrensverzögerungen und den da- 
mit verbundenen Implikationen für die 
geflüchteten Menschen informieren müs- 
sen.“ 

Den eigentlichen Grund für die Aus- 
sperrung vermutet die Sprecherin aller- 
dings in dem Engagement der Gruppe für 
die Verbesserung der Situation der unbe- 
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge: 
„Zu unserem Info-Stand kam ziemlich 
schnell und dann immer wieder eine gro- 
Be Gruppe afghanischer Kinder und Ju- 
gendlicher, die ohne Eltern im Lager wa- 
ren. Wir haben das zuständige Jugendamt 
der Stadt Celle aufgefordert, diese Ju- 
gendlichen schnell herauszuholen und 
kind- bzw. jugendgerecht unterzubrin- 
gen. Erst dieser Tage sind zwei weitere 
15-Jährige in eine stationäre Betreuung 
überwiesen worden, die seit Wochen in 
der für unbegleitete Kinder nicht zulässi- 
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gen Lagersituation leben mussten.“ Der 
niedersächsische Flüchtlingsrat hatte in 
diesem Zusammenhang der Stadt Celle 
die Missachtung von Kinderrechten vor- 
geworfen. 

Aus Sicht der Gruppe müsste die allge- 
meine Asylverfahrensberatung in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen ein genauso 
selbstverständlicher Bestandteil sein wie 
die medizinische oder sozialpädagogische 
Betreuung. Die Verhängung eines Maul- 
korbs für diesen Teil einer Willkommens- 
kultur ist nach Auffassung von Döller- 
mann-Nölting skandalös: „Die Geflüchte- 
ten sind verunsichert und haben kaum 
Kenntnisse über die Institutionen und das 
Asylantrags-Verfahren. Die Malteser be- 
treiben die Einrichtung im Auftrag und 
auf Kosten des Landes Niedersachsen. Es 
würde mich schon interessieren, wie das 
Innenministerium diesen Vorgang bewer- 
tet. Will man auch dort der Beratung von 
Geflüchteten einen Riegel vorschieben? 
Wir finden das völlig inakzeptabel und 
erwarten eine Rücknahme der Entschei- 
dung sowie ein verstärktes Engagement 
des Landes hinsichtlich der Transparenz 
der Auftragsvergabe sowie des ordnungs- 
gemäßen Betriebes von Lagern wie in 
Scheuen.“ 

Ouelle: Pressemitteilung Flüchtlingsrat 
Niedersachsen 17.12.2015 I 
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Amnesty attestiert EU 
unsolidarisches Verhalten 


Amnesty International rüffelt die interna- 
tionale Gemeinschaft in der Flüchtlings- 
krise. „Stoppt die Menschenrechtsverlet- 
zungen in den Herkunftsländern, dann 
gibt es auch keine Fluchtgründe“, for- 
dert die Organisation. 

Amnesty International hat der Europäi- 
schen Union (EU) in der Flüchtlingskrise 
ein extrem unsolidarisches Verhalten attes- 
tiert. Die nationalen Egoismen einzelner 
Länder seien erschreckend, sagte die Ge- 
neralsekretärin von Amnesty International 
in Deutschland, Selmin Calıskan, am Mitt- 
woch in Berlin. Die Migration von Flücht- 
lingen sei eine der großen Herausforderun- 
gen der kommenden Jahre. Versuche, sich 
dagegen abzuschotten, brächten nichts, be- 


tonte Calıskan: „Die Menschen werden 
sich nicht aufhalten lassen.“ 

Völlig absurd sei in dem Zusammen- 
hang die Zusammenarbeit mit zweifelhaf- 
ten Herkunfts- und Transitländern wie 
Eritrea, Ägypten und dem Sudan, die 
selbst mit ständigen Menschenrechtsver- 
letzungen Ursachen für Flucht und Mi- 
gration schaffen. So habe beispielweise 
Eritrea einen lebenslänglichen Militär- 
dienst, auf dessen Verweigerung Haft, 
Folter und Tod stehen. 

Amnesty ruft zum Internationalen Tag 
der Menschenrechte am 10. Dezember 
dazu auf, die Fluchtursachen weltweit ge- 
meinsam zu bekämpfen. Dazu gehöre 
auch, Menschenrechte zur internationalen 
Norm von Politik zu machen. Wo Men- 
schen nicht um ihr Leben fürchten müs- 
sen, gingen sie auch nicht weg, betonte 
Calıskan; „Die sogenannte Flüchtlings- 
krise ist in Wahrheit eine Krise der inter- 
nationalen Solidarität und Verantwor- 
tung.“ Besonders deutlich zeige sich das 
Versagen der internationalen Gemein- 
schaft im Syrien-Konflikt. 

Der Libanon, die Türkei, Jordanien, der 
Irak und Ägypten, die mit insgesamt vier 
Millionen Flüchtlingen aus Syrien immer 
noch die Hauptlast tragen, würden von der 
internationalen Gemeinschaft weitgehend 
damit allein gelassen, kritisierte die Am- 
nesty-Expertin für Flucht und Migration, 
Khairunissa Dhala. Doch diese Länder 
stießen mittlerweile an ihre Belastungs- 
grenze. Von dem benötigten Geld für die 
Versorgung der Flüchtlinge habe die UN 
bislang nur die Hälfte erhalten. Zu den 
säumigen Zahlern zählten neben vielen 
westlichen Ländern auch die Golfstaaten. 

„Das UN-Welternährungsprogramm 
musste die Mittel deshalb für Flüchtlinge 
in Jordanien drastisch von 14 auf 7 Dollar 
pro Kopf und Monat kürzen“, beklagte 
Dhala. Das entspreche einem Betrag von 
20 US-Cent pro Flüchtling und Tag. 

Auch in den anderen Ländern sehe es 
nicht besser aus. Sieben von zehn Flücht- 
lingen in Libanon lebten mittlerweile in ex- 
tremer Armut. 50 Prozent der Flüchtlings- 
kinder gingen nicht mehr zur Schule, die 
Zahl der Zwangsverheiratungen von min- 
derjährigen Mädchen steige kontinuierlich. 
Nach Einschätzung der UN müssten 
400000 Flüchtlinge nach Europa, Nord- 
und Südamerika oder Australien oder Ja- 
pan umgesiedelt werden, um die Situation 
in der Region zu entlasten, sagte Dhala. 

Für Deutschland befürchtet Amnesty 
neue Härten für Schutzsuchende durch 
das sogenannte Asylpaket II. Insbesonde- 
re die geplanten Schnellverfahren würden 
unfairen Abläufen Tür und Tor öffnen, 
warnte Calıskan. Das Asylrecht kenne 
aber keine Obergrenzen, Einschränkun- 
gen oder Diskriminierungen von Flücht- 
lingen nach Herkunftsstaaten. 

Quelle: http://www.migazin.de 
10.12.2015 I 
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„Ein einmaliges Lehrstück fürs Leben” 


Aldid 


Beate und Serge 


Klarsfeld 


Erinnerungen 


Der Sohn Arno Klarsfeld 
schreibt zu Beginn: „Diese 
Memoiren sind ein Abenteu- 
erbuch, ein Kriminalroman, 
die Schilderung einer juristi- 
schen Schlacht, ein Kurs in 
staatsbürgerlicher Bildung, 
ein Leitfaden für Kämpfer, 
ein historisches Epos, eine 
prickelnde und dauerhafte 
Liebesgeschichte, ein einma- 
liges Lehrstück fürs Leben.“ 
Das Buch ist auch die 
Geschichte, die mit der Ohr- 
feige für den damaligen Bun- 
deskanzler Kiesinger begann 
und mit dem 
Bundesverdienstkreuz Erster 
Klasse in der deutschen Bot- 
schaft in Paris endet. Die Bot- 
schaft in Paris war ein Ort, 
wo Gestapo und SS die Erfas- 
sung und den Abtransport der 
französischen Juden organi- 
sierten, wo Täter wie der vor- 
herige Kölner Gestapo-Chef 
Lischka ihre verbrecherische 
Arbeit erledigten. Das Ende 
macht damit deutlich, dass 
der Anfang nicht vergebens 
war. Die Klarsfelds haben in 
Jahrzehntelanger Arbeit die 
Aufspürung von NS-Täter 
wie Brunner, Barbie und 
Waldheim betrieben und da- 
bei viel erreicht. Für Köln 
war besonders bedeutsam die 
Aufspürung von Kurt Lisch- 
ka, dem vormaligen der Ge- 
stapo-Chef in Köln. Spannend 
ist die Aufspürung von Lisch- 
ka in Köln-Holweide im Jahr 
1971 und der Versuch ihn zu- 
nächst mit den Dokumenten 
zu konfrontieren und dann 
später zu entführen, um ihn in 


Frankreich vor Gericht zu 
bringen. Ein Versuch, der 
dazu führt, dass Beate in die 
JVA Ossendorf kommt. Den- 
noch gelingt es dann schließ- 
lich 1979, das Verfahren ge- 
gen Lischka in Köln zu eröff- 
nen: ein Verfahren, in dem die 
Angeklagten von Anfang bis 
Ende teilnehmen mussten und 
das mit einer Verurteilung en- 
dete. Dies wurde im Jahr 
2006 im Kölner NS-DOK in 
einer Sonderausstellung ge- 
zeigt und gewürdigt. 

Dass die Arbeit von Beate 
und Serge Klarsfeld nicht nur 
aus spektakulären Aktionen 
besteht, sondern mühevolle 
historische Forschungsarbeit 
in Archiven voraussetzt, 
macht den Umfang und den 
dokumentarischen Teil des 
Buches aus. 

Es liest sich dadurch tatsäch- 
lich fast wie ein Krimi, beson- 
ders im Zusammenhang mit 
der Aufspürung von Klaus 
Barbie in Bolivien. Wie kam es 
dazu? Beate, 1939 in Berlin 
geboren, kam als Au-pair- 
Mädchen in den 60er Jahren 
nach Paris und lernte Serge 
kennen, der 1935 in Bukarest 
geboren, Verfolgung erlitten 
hatte: Sein Vater wurde depor- 
tiert und in Auschwitz ermor- 
det. Daraus und aus einem 
starken Empfinden für Gerech- 
tigkeit speist sich die unermüd- 
liche Kraft zu forschen und zu 
veröffentlichen. 

Sie sind im Kontext der 68- 
er Zeit zu sehen, was auch in 
einigen im Buch geschilder- 
ten Begegnungen deutlich 


wird. Aber andererseits sind 
sie nie an eine bestimmte po- 
litische Richtung gebunden, 
sondern haben konsequent 
ihre selbst gestellte Aufgabe 
verfolgt. Dies ist zwar eine 
stellenweise konspirative Tä- 
tigkeit, die aber immer im Be- 
streben war, alles zu 
veröffentlichen und das Be- 
wusstsein gegen das Verges- 
sen hochzuhalten. 

Das Buch ist von beiden 
abwechselnd geschrieben, ist 
sehr genau gegliedert und mit 
einem Personenregister verse- 
hen: es kann fast wie ein 
Nachschlagewerk benutzt 
werden. Dies rechtfertigt den 
Umfang des Buches. Es ist 
deshalb mehr als ein Erinne- 
rungsbuch, es geht nicht, wie 
Serge schreibt, um persönli- 
che Gemütsverfassung, son- 
dern darum etwas weiterzuge- 
ben und die Erinnerung wach 
zu halten. Das ist ihnen vor- 
trefflich gelungen. 

Martin Sölle 
Aus Newsletter EL-DE-Haus 
Verein Köln, Dezember 2015 
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Die ZAG liest Spuren und 
dann auch noch postkoloniale? 
Was genau dieser anstrengend 
akademische Begriff und die 
ihm zugeordneten 
Hinterlassenschaften der deut- 
schen Geschichte sein sollen, 
wird in der neuesten Ausgabe 
der ZAG erkundet. 
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ne „Erkundung“ wie sie die 
deutschen „Forscher“, „Afrikar- 
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rassistischen und exotistischen 
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nahmen, sondern um eine mög- 
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Gegenwart, die in Zukunft eines 
nicht mehr sein soll: rassistisch! 
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:aus der rechten presse 


Merkel: „Nützliche Idiotin 
Washingtons” 


Ganz und gar nicht zu Weihnachten pas- 
send ist das Titelbild der Dezemberausgabe 
von ZUERST! Fast ganz in Blau gehalten. 
Die beiden Hände mit ihren rautenförmig 
aneinandergelegten Fingern ziehen aller- 
dings sofort die Blicke auf sich und signali- 
sieren, dass es sich bei der abgebildeten 
Person, von der lediglich Brust und Bauch 
zu sehen sind, um die Bundeskanzlerin 
handelt. Dazu fragt die grellgelbe Über- 
schrift „Was will die rot-grüne Kanzlerin“. 

Antwort gibt der Untertitel des mit der 
gleichen Frage überschriebenen Titelbeitra- 
ges von BERNHARD RADTKE, CARS- 
TEN FROMM und STEVE LEROD: „An- 
gela Merkel plant offenbar, als ‚Kanzlerin 
des Untergangs‘ in die Geschichtsbücher 
einzugehen“. Nachdem in den letzten Aus- 
gaben das Thema der massenhaften Migrati- 
on in die Bundesrepublik seltsamerweise 
keinen prominenten Platz einnahm, wird 
jetzt nicht gekleckert sondern geklotzt: „Tei- 
le des Landes werden zur Vorbürgerkriegs- 
zone, andere wohl bald zur permanenten 
Bürgerkriegszone“. Diese Behauptung geht 
zwar meilenweit an der Realität vorbei, ent- 
spricht aber offenbar den Gefühlen der Bür- 
ger(inne)n, deren gesamtes Denken aus Res- 
sentiments und Vorurteilen besteht. 

Aber es geht nicht nur um die Flücht- 
lingspolitik, die nur als Aufhänger dient, es 
geht um die prinzipielle Ausrichtung der 
CDU-Politik: „Doch nicht nur die Migrati- 
onspolitik verärgert auch langjährige Uni- 
onsmitglieder. Überhaupt: Abschaffung der 
Wehrpflicht, Atomausstieg, Gender Main- 
streaming, Multikulti — in so gut wie jedem 
Politikfeld betreibt die CDU-Kanzlerin 
mittlerweile rot-grüne Politik. Die Politik 
der offenen Grenzen ist daher für viele 
Christdemokraten der Tropfen, der das Faß 
zum Überlaufen bringt“. 

Für diese angebliche „Politik der offenen 
Grenzen“ sehen die Autoren verschiedene 
Ursachen. Da geht es einmal um pure Macht- 
politik: „Bereits im Januar 2010 hatte der 


CDU-Bundesvorstand den Beschluß gefaßt, 
sich künftig stärker um Mitstreiter mit Mi- 
grationshintergrund bemühen zu wollen. 
Klar, daßman denen aber auch etwas bieten 
muß, wenn das gelingen soll... Am ehesten 
plausibel scheint zu sein, daß sich die Kanz- 
lerin irgendwelche Vorteile für sich selbst 
oder ihre Partei erhofft, wenn sie sich selbst 
an die Spitze der Einwanderungslobby 
stellt“. 

Zum zweiten sehen die Verfasser des Bei- 
trages wirtschaftliche Interessen: „Überdies 
liegt eine Pro-Einwanderungs-Orientierung 
ja auch im Interesse der Wirtschaft, der die 
CDU immer schon eng verbunden war“. 
Den in diesem Zusammenhang benötigten 
Schuss Sozialdemagogie liefert eine Freun- 
din aus dem Ausland: „Auch die französi- 
sche Politikerin Marine Le Pen vom rechten 
Front National (FN) spart nicht mit Kritik 
an Angela Merkel. Wörtlich sagte die FN- 
Chefin: ‚Deutschland denkt wahrscheinlich, 
dass seine Bevölkerung dahinsiecht. Es zielt 
wohl auf niedrigere Löhne ab und rekrutiert 
durch massenhafte Einwanderung weiter 
Sklaven‘“. Allerdings haben niedrige Löhne 
direkt gar nichts mit Einwanderung, also ei- 
nem Überangebot an Arbeitskräften zu tun, 
sondern erstmal mit der Stärke der Gewerk- 
schaften als Organisation derer, die auf ihre 
Löhne und Gehälter angewiesen sind. Es 
geht der französischen wie der deutschen 
Rechten in erster Linie darum, Menschen, 
die gleiche Interessen haben, beispielsweise 
an guten Löhnen, gegeneinander auszuspie- 
len und so deren Kampf- und Organisati- 
onskraft zu schwächen. 

Der Hauptgrund allerdings liegt für ZU- 
ERST! in den Interessen der USA. Als Bele- 
ge für diese, abstrus erscheinende These, 
werden vor allem US-amerikanische Zeugen 
benannt: „Thomas P. M. Barnett, Militärstra- 
tege des Pentagon und amerikanischer Vor- 
denker schreibt in seinem Buch Blueprint 
for Action: ‚Das Endziel ist die Gleichschal- 
tung aller Länder der Erde‘. Und das sei am 
besten durch forcierte Einwanderungsbewe- 
gungen nach Europa zu bewerkstelligen. 
‚Hierfür sollen in Europa jährlich 1,5 Millio- 
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nen Einwanderer aus der Dritten Welt aufge- 
nommen werden‘, schreibt Barnett. Auch 
noch einen weiteren langfristigen Nutzen 
könnte Washington von der Masseneinwan- 
derung nach Europa erwarten: Künftige Re- 
gierungen — egal ob rechts oder links — wer- 
den bei einem weiteren ungebremsten Zu- 
strom von Einwanderern vor allem damit 
beschäftigt sein, Konflikte zwischen Mig- 
ranten und Autochthonen zu schlichten und 
zu vermeiden. Wichtige Themen wie Souve- 
ränität, NATO-Mitgliedschaft und US-Mili- 
tärpräsenz in Europa wären damit völlig 
vom tagespolitischen Tisch“. Allerdings 
werden diese Themen in Europa gar nicht 
massenhaft diskutiert, ein NATO-Austritt 
oder ein Abzug der US-Truppen steht (lei- 
der) in keinem europäischen Land zur De- 
batte — im Gegenteil: NATO- und US-Trup- 
pen werden im Osten Europas verstärkt. 

Die These von der völligen Unterordnung 
der deutschen Politik unter die Interessen 
der USA (und damit die völlige Negation 
deutscher Machtpolitik vor allem in 
Europa) vertritt der Autor und ehemalige 
Mitarbeiter des US-Außenministeriums MI- 
CHAEL SPRINGMANN, der auf vier Sei- 
ten interviewt wird. Bereits der Titel des In- 
terviews gibt die Richtung vor: „Nützliche 
Idiotin Washingtons“. Springmann führt u.a. 
aus: „Wenn in Europa Bomben explodieren 
und Angehörige des 1.S. Terrorakte verüben, 
könnte Washington die ‚Lösung‘ anbieten: 
Die europäischen Staaten müssen sich noch 
mehr im Nahen Osten — auch militärisch — 
engagieren als ohnehin schon, um den Ter- 
ror dort zu bekämpfen. Washington würde 
so die EU wieder enger an sich binden, was 
übrigens auch wiederum im Interse Israels 
wäre...die deutsche Politik wird von Wa- 
shington dominiert.... Das zeigt wiederum 
nur, daß Merkels Loyalität zu Washington 
und Tel Aviv höhere Wichtigkeit hat als die 
nationalen Interessen ihres eigenen Lan- 
des“. 

Um noch einmal auf die Frage der Migra- 
tion zurück zu kommen: Auf die ZUERST!- 
Suggestivfrage „Ist es eigentlich ein Zufall, 
daß genau die gleichen Politiker — wie bei- 
spielsweise Bundeskanzlerin Angela Mer- 
kel — die Destabilisierung eines Staates wie 
Syrien aktiv unterstützen und danach die 
Grenzen für die Massenimmigration öff- 
nen? Antwortet Springmann: „Der Finanz- 
sektor — egal ob in Deutschland oder den 
USA - profitiert von einer solchen Politik. 
Die Löhne und Gehälter werden gedrückt. 
Gleichzeitig wird der Nahe Osten ‚entvöl- 
kert‘, was Israel mehr Raum und Sicherheit 
verschafft. Den Preis hierfür bezahlen die 
Syrer und jene europäischen Völker, die die 
Flüchtlingswelle bewältigen müssen“. 
Durch diese Positionen, die durchaus Rich- 
tiges enthalten, schimmert überdeutlich die 
extrem rechte Position eines Deutschland, 
dass seine Souveränität von den USA wie- 
dererringen müsse, durch. Für die Friedens- 
bewegung kann es mit solchen Leuten kei- 
nerlei Gemeinsamkeiten geben. 
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